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A. Einleitung. 

§ 1. Notwendigkeit einer scMedsrichterliclLen Instanz in 

!FoderatiTstfiAten. Yerschiedenlieit ihres Bechtsgrnndes 

im Staatenbnnd und im Bundesstaat. 

Ein föderatives Staatswesen ist nur dann im stände, seine 
Aufgaben und Zwecke in gedeihlicher Weise zu erfüllen, wenn 
alle Teile des Ganzen einträchtig zusammenwirken. Gerade 
für den zusammengesetzten Staat liegt aber die Gefahr nahe, 
dass die Thätigkeit des Gesamtorganismus gestört, ja unmög- 
lich gemacht wird durch Streitigkeiten unter den einzelnen 
Gliedern, deren Interessen — politische, wirtschaftliche, kon- 
fessionelle und andere — innerhalb des sie alle umschlingenden 
Bandes in vielen Beziehungen auseinanderlaufen können. Es 
muss demnach eine fundamentale Aufgabe des Föderativstaates 
sein, allen innerstaatlichen Verwicklungen vorzubeugen, vor 
allem aber einen gesicherten Weg zu schaffen, auf dem ent- 
standene Streitigkeiten, ohne den Gesamtstaat in Mitleiden- 
schaft zu ziehen, erledigt werden können und namentlich auch, 
unter Ausschluss jeglicher Anwendung völkerrechtlicher Zwangs- 
mittel seitens der Streitenden, erledigt werden müssen. Denn 
soll der Gesamtstaat erhalten bleiben, so muss unter allen 
Umständen ein Eecht der Gliedstaaten ausgeschlossen sein, 
gegeneinander mit Zwangsmitteln des internationalen Ver- 
kehrs vorzugehen, von Eetorsionen, Eepressalien bis zum 
äussersten Mittel zwangsweiser Selbsthilfe, dem Kriege. — 
Im Staatenbund, in welchem die einzelnen Staaten als gleich- 
berechtigte Individuen in vertragsmässiger Gemeinschaft neben- 
einanderstehen, wird dies Ziel erreicht durcji die vertrags- 
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massige Verpflichtung der Gliedstaaten, keinen Gebrauch von 
Gewaltmitteln zu machen. So war es im Deutschen Bunde: 
Nach Artikel 11 der Bundesakte und 21 ff. der Schlussakte 
verpflichteten sich die Mitglieder des Bundes, unter keinerlei 
Vorwand ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen. — Beim 
Bundesstaate dagegen ist ein gewaltsamer Austrag der Streitig- 
keiten begrifflich ausgeschlossen. Denn er würde gegen die 
staatliche Natur des Bundes Verstössen, der den Einzelstaaten 
als eine ihnen übergeordnete Einheit gegenübersteht. Daher 
haben auch formell die Einzelstaaten nicht das Eecht, über 
Krieg und Frieden zu gebieten, sondern nur die Gesamtheit, 
das Keich (Art 11 der Keichsverfassung). Der Krieg unter 
Gliedstaaten war also im Deutschen Bunde vertragsmässig 
ausgeschlossen, im Deutschen Eeiche ist er juristisch unmög- 
lich. — Eine weitere Konsequenz des Bundesstaatsbegriffes 
ist die, dass kein Einzelstaat berechtigt ist, auf irgend eine 
Veranlassung hin einseitig seinen Austritt aus dem Ganzen 
zu erklären, selbst dann nicht, wenn er vom Ganzen oder 
einem Einzelstaat verfassungswidrig behandelt wird: Ein 
Sezessionsrecht ist im Bundesstaat ausgeschlossen; jede Hand- 
lung im Widerspruche mit diesem staatsrechtlichen Prinzip 
müsste als Verfassungsbruch behandelt werden, die völker- 
rechtlichen Normen über das Kriegsrecht würden dem aus- 
tretenden Staate gegenüber de iure nicht zur Anwendung zu 
kommen haben.^) Im Staatenbund dagegen steht das Se- 
zessionsrecht den Einzelstaaten prinzipiell zu und ist auch 
trotz entgegenstehender Verträge geltend gemacht worden, 
beispielsweise von selten Preussens durch die Erklärung 
gegenüber dem Bundesbeschluss vom 14. Juni 1866. — Es ist 
somit im Bundesstaate „den Einzelstaaten in ihren zwischen- 
staatlichen Beziehungen das gesamte völkerrechtliche Aktionen- 
recht, sind ihnen alle Mittel versagt, welche das Völkerrecht 
um des Mangels einer rechtsprechenden Instanz willen den sou- 
veränen Staaten in ihren Streitigkeiten zuspricht".*) — Unter 
diesen Umständen ist es eine unabweisbare Notwendigkeit, 



*) „Auf den Schlachtfeldern des nordamerikanischen Bürgerkrieges 
hat die staatsrechtliche Wahrheit, dass es im Bundesstaate kein Sezessions- 
recht gibt, den Sieg errungen" (Binding, a. a. 0. S. 72). 

*) Hänel a. a. 0. S. 578. 
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dass eine Instanz geschaffen wird, bei der die Einzelstaaten 
ihre Ansprüche gegeneinander verfolgen können, von der alle 
Streitigkeiten unter Bundesgliedern souverän erledigt werden : 
Dies ist, um das Gesagte zusammenzufassen, ein Lebensinteresse 
für den föderativen Staat, insbesondere den Bundesstaat, nicht 
minder wie für die in letzterem unauflöslich verbundenen 
Einzelstaaten. Als solche Instanz könnte nun in Betracht 
kommen eine Gerichtsbehörde, etwa ein von der Zentralgewalt 
bestellter unabhängiger Staatsgerichtshof, oder ein an der 
Kegierung des Bundesstaats beteiligtes Organ. Das Deutsche 
Keich hat sich für die zweite Möglichkeit entschieden. — 
Sein historisches Vorbild findet das vom Deutschen Reiche 
eingeschlagene Verfahren im Verfahren des Deutschen Bundes 
bei Streitigkeiten unter dessen Mitgliedern. Die deutsche 
Bundesakte vom 8. Juni 1815 bestimmte nämlich im Art. 11 
Abs. IV: „Die Bundesglieder machen sich verbindlich . . . 
ihre Streitigkeiten bei der Bundesversammlung anzubringen. 
Dieser liegt es alsdann ob, die Vermittelung durch einen Aus- 
schuss zu versuchen; falls dieser Versuch fehlschlagen sollte 
und demnach eine richterliche Entscheidung notwendig würde, 
solche durch eine wohlgeordnete Austrägalinstanz zu bewirken." 
Ergänzt wurden diese Bestimmungen durch die Bundesaus- 
trägalordnung vom 16. Juni 1817, die Artikel 21 ff. der Wiener 
Schlussakte vom 15. Mai 1820, ferner durch den Bundesbe- 
schluss vom 3. August 1820 „das bei Aufstellung der Aus- 
trägalinstanzen zu beobachtende Verfahren betreffend", endlich 
durch die gleichzeitig angenommene Bundesexekutionsordnung, 
nach welcher auch die Erkenntnisse der Austrägalinstanzen 
vollstreckt werden sollten (gemäss Art. 31 der Schlussakte). 
Auf einen wesentlich anderen Standpunkt stellte sich die 
deutsche Nationalversammlung der Jahre 1848/1849. Gemäss 
der Eeichsverfassung vom 28. März 1849 Abschnitt V § 128 ff. 
sollten alle Streitigkeiten zwischen Bundesstaaten von einem 
„Reichsgericht" entschieden werden. Die Verfassung des 
Norddeutschen Bundes vom 17. April 1867 verliess aber diesen 
Standpunkt wieder und schuf in Anlehnung an das Verfahren 
des Deutschen Bundes im Art. 76 Abs. 1 die Vorschriften, 
welche dann in die Eeichsverfassung vom 16. April 1871 als 
Art. 76 Abs. 1 unverändert übernommen worden sind. 

1* 

Digitized by VnOOQlC 



— 4 — 



B. Der Bundesrat als Schiedsrichter zwischen 
deutschen Bundesstaaten. 

I. § 2. Die Stellung des Bundesrates im Reich sorganismus und 
seine Funktionen. 

Nach dem Gesagten gehört die hervorragende Aufgabe, als 
Schiedsrichter Streitigkeiten zwischen verschiedenen Bundes- 
staaten zu erledigen, zu den Funktionen des Bundesrats, der 
also insofern an die Stelle der alten Bundesversammlung ge- 
treten ist. Der Bundesrat besteht nach Art. 6 der Reichsver- 
fassung aus Vertretern der Mitglieder des Bundes, d. h. der 
25 deutschen Staaten, deren Länder nach Art. 1 der Ver- 
fassung das Bundesgebiet bilden. Die Gesamtheit dieser 
25 Staaten stellt den Träger der Eeichssouveränität dar;^) 
Subjekt der Souveränität ist das Reich selbst als selbständige 
ideale Persönlichkeit.^) Den Bundesrat kann man also be- 
zeichnen „als Repräsentant derjenigen Korporation des öffent- 
lichen Rechts, welche Träger der Reichssouveränetät ist".^) 
Als solcher ist der Bundesrat das Hauptorgan des Reiches. 
Ihm stehen alle Befugnisse zu, welche nicht ausdrücklich durch 
die Reichsverfassung dem Kaiser oder Reichstag eingeräumt 
sind, mit anderen Worten: Er hat die Präsumption der Zu- 
ständigkeit für sich. Der Bundesrat ist das Hauptorgan der 
Gesetzgebung; er ist ferner Verwaltungsorgan. Endlich ent- 
spricht seiner hervorragenden Stellung im Reichsorganismus 
das Recht und die Pflicht der Oberaufsicht über das Reich. 
In dieser Eigenschaft als Organ der Oberaufsicht hat der 
Bundesrat Aufgaben der Rechtspflege zu erfüllen, und zwar 
ist er verfassungsmässig berufen, die Rechtsordnung im 
Reiche unter allen Umständen aufrecht zu erhalten. Gemäss 
Art. 19 hat er darüber zu wachen, dass die Bundesglieder 
ihre verfassungsmässigen Bundespflichten erfüllen und hat 
eventuell die Exekution zu beschliessen. Er hat ferner ein- 



>) Laband a. a. 0. S. 88; Zorn a. a. 0. S. 89; Geffcken a. a. 0. S. 49. 
*) Laband a. a. 0. S. 86; Zorn a. a. 0. S. 89; Geffcken a. a. 0. S. 11. 
8) Zorn a. a. 0. S. 92. 
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zugreifen, wenn in einem Bundesstaat der FaD der Justiz- 
verweigerung eintritt (Art. 77 E.V.). Dann liegt ihm ob, 
Verfassungsstreitigkeiten in Einzelstaaten zur Erledigung zu 
bringen (Art. 76 Abs. 2). 



II. Die schiedsrichterliche Funl(tion des Bundesrats insbesondere. 

1. Die Voraussetzungen seiner schiedsrichterlichen 
Thätigkeit. 

§ 3. Die materiellen Voraussetzungen. 

Endlich wird der Bundesrat thätig als Schiedsrichter 
zwischen deutschen Bundesstaaten auf Grund Art. 76 Abs. 1 
der Verfassung: 

„Streitigkeiten zwischen verschiedenen Bundesstaaten, so- 
fern dieselben nicht privatrechtlicher Natur und daher von 
den kompetenten Gerichtsbehörden zu entscheiden sind, werden 
auf Anrufen des einen Teils von dem Bundesrate erledigt." 

Nächste Voraussetzung für die Zuständigkeit des Bundes- 
rats auf Grund Art. 76 Abs. 1 ist also das Vorhandensein 
einer Streitigkeit. Jede Streitigkeit geht hervor aus einer 
Differenz der Ansichten über eine bestimmte Frage, also aus 
einer Meinungsverschiedenheit. Dieser gegenüber ist die 
Streitigkeit im Sinne des Art. 76 Abs. 1 ein engerer Be- 
griff;^) das unterscheidende Merkmal lässt sich dahin fest- 
stellen, dass die blosse Meinungsverschiedenheit durch gütliche 
Einigung der Parteien gehoben werden kann, während die 
Streitigkeit — mit Rücksicht auf den Ausschluss völkerrecht- 
licher Zwangsmittel — zu ihrer Beseitigung der Einwirkung 
eines ausserhalb der Parteien stehenden Faktors bedarf. Eine 
Meinungsverschiedenheit kann derart sein, dass sie zur Streitig- 
keit wird, wenn die Auseinandersetzungsversuche zwischen den 
Parteien fehlschlagen. Als Beispiel hierfür lässt sich die 
Stellungnahme der preussischen und bayerischen Eegierung 
anlässlich der Beratung der Militärstrafgerichtsordnung an- 



1) Pereis a. a. 0. S. 18. 
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führen ; insbesondere sei erwähnt ein Satz aus der Erklärung 
des preussischen Kriegsministers: „Es erschien geraten und 
dem freundlichen Verhältnis der beteiligten Bundesstaaten 
entsprechend, den Weg der direkten Verständigung oflfen zu 
lassen und die eventuelle Anwendung des Art. 76 der Reichs- 
verfassung zunächst nicht in Betracht zu ziehen." Niemals 
kann aber eine Meinungsverschiedenheit Veranlassung werden 
zu einem Eingreifen des Bundesrats auf Grund Art. 76 Abs. 1 
der E.V., wenn sie in einer Angelegenheit besteht, welche an 
sich schon zur verfassungsmässigen Kompetenz des Bundesrats 
gehört, die daher im Inneren des Bundesrats im Wege der 
Beschlussfassung mit einfacher oder qualifizierter Mehrheit 
erledigt wird. Von einer Streitigkeit im Sinne des Art. 76 
Abs. 1 E.V. könnte man in solchen Fällen nur sprechen, wenn 
die Ansichten mehrerer Bundesstaaten über die Frage differieren, 
ob die Angelegenheit zur Kompetenz des Bundesrats gehört. 
— Was den möglichen Inhalt der Streitigkeit betrifft, so lässt 
sich natürlich eine erschöpfende Aufzählung aller denkbaren 
FäDe nicht geben. Dazu bemerkt Hänel,^) dass es für die 
durch die staatliche Natur der Beteiligten bedingten Streitig- 
keiten vollkommen gleichgültig ist, „ob sie das Eecht oder 
den Besitzstand betreffen, ob sie sich auf Verträge oder auf 
sonstige Eechtstitel stützen, ob sie im Sinne der Unter- 
scheidungen, welche bei dem Austrägalverfahren des Deutschen 
Bundes behauptet wurden, sich als Eechts- oder als Interessen- 
streitigkeiten qualifizieren, ob der Anspruch obligatorischer 
oder, wie bei Grenz-, Territorial-, Staatsservitutensachen, ding- 
licher Art ist; selbst solche Fälle sind darunter begriffen, in 
denen der eine Staat durch sein beleidigendes Verhalten den 
Anspruch des anderen auf Genugthuung und Sühne begründet 
hat". Nach dem Vorstehenden wird der Begriff der Streitig- 
keit im Sinne des Art. 76 Abs. 1 d. E.V. dahin festzustellen 
sein: Eine Meinungsverschiedenheit, die sich derart zugespitzt 
hat, dass zu ihrer Erledigung das Eingreifen eines Dritten 
erforderlich ist, und zwar in einer Angelegenheit, welche nicht 
an sich der Beschlussfassung des Bundesrats unterliegt. 

Zweifelhaft könnte sein, ob als weitere Voraussetzung für 



^) a. a. 0. S. 574. 
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die Kompetenz des Bundesrats auf Grund Art. 76 Abs. 1 an- 
zusehen ist, dass die Streitigkeit gerade in der Gegenwart 
schwebt, mit anderen Worten, ob der Bundesrat berechtigt 
ist, auf Grund Art. 76 Abs. 1 hinsichtlich einer noch nicht 
sehwebenden Streitigkeit Massregeln zu treffen. Hier sind 
2 Fragen zu unterscheiden: 

1. Ob der Bundesrat befugt ist, bezüglich einer in Zu- 
kunft drohenden Streitigkeit schon im voraus auf Anrufen eine 
materielle Entscheidung zu treffen; und 

2. ob der Bundesrat berechtigt ist, zur Verhütung einer 
noch nicht gegenwärtig vorhandenen Streitigkeit vorbeugende 
Massnahmen zu ergreifen. 

Die erste Frage ist m. E. dahin zu beantworten, dass 
die Verfassungsvorschrift nach Wortlaut und Sinn nur die 
Erledigung gegenwärtig vorhandener Staatenstreitigkeiten 
durch den Bundesrat im Auge hat. Der Bundesrat ist trotz 
vorherigen Anrufens und wenn auch der Eintritt der Streitig- 
keit für die Zukunft mit Bestimmtheit zu erwarten ist, zu 
einer Entscheidung in der Sache erst zuständig, wenn eine 
Streitigkeit im Rechtssinne thatsächlich gegeben ist; denn 
dann erst kann von einer Gefährdung des inneren Friedens 
im Reiche die Rede sein, also der Zustand vorliegen, dessen 
Beseitigung die Reichsverfassung durch die Bestimmung des 
Art. 76 Abs. 1 bezweckt. In diesem Sinne erging ein Be- 
schluss des Bundesrats in Angelegenheit des lippeschen 
Thronfolgestreites. Nachdem der Bundesrat sich zur Ent- 
scheidung auf Grund Art. 76 Abs. 1 im übrigen für zuständig 
erklärt hatte, beschloss er, den Streit dennoch nicht zu er- 
ledigen, „da zur Zeit kein hinreichender Anlass zur Erledigung 
gegeben sei", weil nämlich der den Gegenstand des Streits 
zwischen mehreren Prätendenten bildende Thron noch nicht 
erledigt war. Binding^) hält allerdings diesen Beschluss des 
Bundesrats für ungerechtfertigt, weil es „ganz unwidersprech- 
lich sei, dass der Streit gegenwärtig schwebe und nicht erst 
ausbreche, wenn der jetzige Grafregent sterbe". Indes ist 
m. E. eine Streitigkeit im Rechtssinne, die den Bundesrat zur 
materiellen Erledigung berechtigt, im erwähnten Falle erst 



1) a. a. 0. S. 73. 
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in dem AugenbKck gegeben, in welchem es zweifelhaft ist, 
an wen der Thron gefallen ist, also jedenfalls nicht, solange 
der Grafregent Ernst zur Lippe-Biesterfeld lebt 

Bezüglich der zweiten Frage ist zu bemerken: Es ist 
dem: Bundesrat nicht verwehrt, er ist vielmehr verpflichtet, 
in Voraussicht einer Streitigkeit zwischen Bundesgliedern ge- 
eignete Massnahmen zu deren Verhütung zu treffen. In diesem 
Sinne sprach sich aus ein Antrag Preussens an den Bundesrat 
vom 18. Mai 1885 betreffs der Ansprüche des Herzogs von 
Cumberland auf die Thronfolge in Braunschweig: „Nach dem 
Geiste der Verfassung wird diese Vorschrift (des Art. 76 
Abs. 1 d. R.V.) dahin zu verstehen sein, dass nicht nur vor- 
handene Streitigkeiten der Kompetenz des Bundesrats unter- 
stehen, sondern dass derselbe auch berufen ist, dem Entstehen 
solcher Streitigkeiten vermittelnd vorzubeugen, wenn ein An- 
trag dahin gestellt wird." Der Bundesrat zeigte seine Über- 
einstimmung mit dieser Auffassung, indem er dem Antrage 
Preussens stattgab. Die Befugnis und Pflicht des Bundesrats 
zur Ergreifung vorbeugender Massregeln ergibt sich allerdings 
nicht nur aus dem von der preussischen Regierung geltend 
gemachten Grunde, sondern schon aus der Stellung des Bundes- 
rats als oberstes Organ im Reiche, welches die Pflicht hat, 
über dem inneren Frieden im Staate zu wachen und welches 
vermöge seiner Kompetenzvermutung überall da zuständig, ist, 
wo das Interesse des Reichs es erheischt. Aus diesem Ge- 
sichtspunkte braucht auch der Bundesrat ein Anrufen seitens 
eines der künftigen Streitteile nicht abzuwarten, sondern er 
hat ex officio Massnahmen zu treffen. Er kann also zu ver- 
mitteln suchen u. s. w., er ist auch berechtigt, schon im vor- 
aus zu prüfen, ob die Voraussetzungen für seine Kompetenz 
im künftigen Streitfalle gegeben sein werden. 

Der Bundesrat ist also nur zuständig zur Erledigung 
gegenwärtig vorhandener Streitigkeiten; vorbeugende Mass- 
nahmen hinsichtlich zukünftiger Streitigkeiten kann und muss 
er treffen. 

Die Streitigkeit muss bestehen zwischen „Bundesstaaten". 
Bundesstaaten sind die 25 im Art. 1 der Verfassung aufge- 
zählten deutschen Staaten. 

Eine eigentümliche Stellung nahm bis 1876 das Herzog- 
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tum Lauenburg ein, welches seit 1865 mit der Krone Preussen 
in Personalunion verbunden war. Die Reichsverfassung räumte 
dem Herzogtum eine selbständige Stellung als Bundesstaat 
nicht ein, indem sie in Art. 1 aufführte „Preussen mit Lauen- 
burg"; ein Stimmrecht im Bundesrate hat Lauenburg eben- 
sowenig wie in der alten Bundesversammlung gehabt. Seit 
1876 ist das Herzogtum durch preussisches Staatsgesetz auf 
immer mit Preussen vereinigt, kann also als selbständiger 
Bundesstaat im Sinne des Art, 76 Abs. 1 d. RV. nicht mehr 
in Betracht kommen. 

Fraglich könnte erscheinen, ob ein Bundesstaat, dessen 
gesamte Verwaltung von einem anderen Bundesstaat geführt 
wird, noch als selbständiger Staat für die Anwendung von 
Art. 76 Abs. 1 von Bedeutung sein kann. Ein Beispiel hier- 
für bietet das Fürstentum Waldeck, welches durch die soge- 
nannten Accessionsverträge von 1867 und zuletzt 1887 seine 
gesamte Staatsverwaltung an Preussen übertragen hat. In- 
dessen hat sich der Fürst wesentliche Souveränitätsrechte 
vorbehalten, namentlich die äussere Vertretung des Fürsten- 
tums, und ferner kann der Vertrag jederzeit gekündigt 
werden. In diesen Verträgen ist daher „ein Aufgeben der 
fürstlichen Souveränität nicht zu finden",^) sondern „die 
Staatsindividualität bleibt gewahrt".^) Waldeck ist dem- 
gemäss im Sinne Art. 76 Abs. 1 als selbständiger Bundes- 
staat zu betrachten. 

Denkbar und durch die Eeichsverfassung nicht ausge- 
schlossen ist auch die Vereinigung deutscher Bundesstaaten 
in Personal- oder Realunion, fernerhin auch die Einverleibung 
eines Bundesstaats in einen anderen. 3) Die Personalunion 
hat auf die Natur der vereinigten Staaten als selbständiger 
Bundesstaaten keinen Einfluss. „Der vereinigte Staat bleibt 
als Staat bestehen, und wenn auch durch die Union ein Sou- 
verän möglicherweise wegfallen kann, so bleiben doch zwei 
gesonderte Souveränitäten bestehen."*) Für das Gegenteil 

^) V. Seydel, Kommentar S. 29. 
«) Zorn, Staatsrecht, a. a. 0. S. 97. 

*) Ob Genehmigung des Reiches hierzu erforderlich ist, sei hier un- 
erörtert. 

*) V. Seydel, Kommentar S. 29. 
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lässt sich die Stellung Lauenburgs bis 1876 als Beispiel nicht 
anführen, da hier besondere Verhältnisse vorlagen, welche die 
Verfassung im Art. 1 zum Ausdruck gebracht hat, weil näm- 
lich der Gesetzgeber die „unzweideutige, in den damaligen 
politischen Verhältnissen notorische Absicht hatte, die Um- 
wandlung der Personalunion in die Verschmelzung beider 
Staaten als eine innere, die Gliedschaftsstellung derselben zum 
Eeiche nicht berührende Angelegenheit anzuerkennen".^) Auch 
die Eealunion führt eine Veränderung in der selbständigen 
Stellung der unierten Staaten nicht herbei. „Es bleibt trotz 
der partiellen Verschmelzung die Selbständigkeit der Teile 
insoweit gewahrt, dass sie jeder noch fernerhin einen Staat 
darstellen."*) Es kann demnach ein mit einem anderen 
Bundesstaat in Personal- oder Eealunion vereinigter Staat 
weiterhin selbständiges Subjekt einer Staatenstreitigkeit im 
Sinne des Art. 76 Abs. 1 d. E.V. sein. Mit der Inkorporation 
eines Bundesstaats in einen anderen endigt dagegen die Selb- 
ständigkeit des inkorporierten Staates, dieser kann daher für 
die Anwendung des Art. 76 nicht mehr in Betracht kommen. 

Zu Zweifeln kann allein noch die Stellung Elsass- 
Lothringens im Eeiche Anlass geben. Nach der herrschen- 
den, richtigen Auffassung ist das Eeichsland als Bundesstaat 
nicht anzusehen. Es nimmt eher im Verhältnis zum Eeiche 
die Stellung einer Provinz ein; denn „Elsass-Lothringen ist 
weder dem Eeiche nocli dem Auslande gegenüber ein selb- 
ständig berechtigtes Subjekt von staatlichen Befugnissen und 
Pflichten".^) „Es hat weder Mitgliedschaftsrechte noch Sonder- 
rechte, insbesondere keine Vertretung im Bundesrate; es ist 
lediglich Bestandteil des Eeichs."^) Eine eigene Staatsgewalt 
hat das Eeichsland nicht, sondern diese steht dem Eeiche zu, 
welches sie durch den Kaiser ausüben lässt. Wenn Art. 5 
des Einführungsgesetzes zum bürgerlichen Gesetzbuch den 
Satz aufstellt: „Als Bundesstaat im Sinne des bürgerlichen 
Gesetzbuchs und dieses Gesetzes gilt auch das Eeichsland 
Elsass-Lothringen", so soll damit natürlich nicht der staats- 



^) Hänel a. a. 0. S. 347 Anm. 5 ; ebenso Geffcken a. a. 0. S. 120 Anm. 2. 
2) Geffcken a. a. 0. S. 14. ') Laband, Staatsrecht S. 680. 

*) Arndt, Kommentar S. 69 u. 70. 
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rechtlichen Natur des Eeichslandes präjudiziert werden. Elsass- 
Lothringen soll als Bundesstaat gelten nur „im Sinne der 
erwähnten Gesetze", d. h. nur für die Anwendung des in diesen 
Gesetzen geregelten Privatrechts. Dementsprechend betonen 
die Motive zum Entwurf eines Einführungsgesetzes zum bürger- 
lichen Gesetzbuch, dass durch Art. 5 nur die Jurisprudenz der 
Notwendigkeit überhoben werden sollte, bei Anwendung der 
Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuchs und des Ein- 
fiihrungsgesetzes zu dem sonst erforderlichen Hilfsmittel der 
Analogie greifen zu müssen. Demnach fallen Streitigkeiten 
zwischen Elsass-Lothringen und einem Bundesstaate nicht 
unter Art. 76 Abs. 1 E.V.; denn Streitgegner würden sein 
ein Bundesstaat und das Reich als Inhaber der Staatsgewalt 
über Elsass-Lothringen; derartige Streitigkeiten sind aber 
nicht unter Art. 76 Abs. 1 d. R.V. begriffen. 

Weitere Voraussetzung für die Kompetenz des Bundesrats 
gemäss Art. 76 Abs. 1 ist, dass die Streitigkeit schwebt zwischen 
„verschiedenen" Bundesstaaten; es müssen sich also Bundes- 
staaten in dem oben bezeichneten Sinne als Streitgegner gegen- 
überstehen. Hierin liegt vor allem der Gegensatz zu der Be- 
stimmung des Art. 76 Abs. 2, in welch letzterem es sich um 
Streitigkeiten im Inneren eines Bundesstaates handelt. Femer 
bringt die Verfassung hier zum Ausdruck, dass Staaten als 
solche die Streitteile bilden, dass also Bundesfürsten als Ver- 
treter ihrer Staaten, Regierungen als solche, beteiligt sein 
müssen. Welche Streitigkeiten als „zwischen verschiedenen 
Bundesstaaten" bestehend anzusehen sind, ergibt sich in nega- 
tiver Weise, indem begrifflich auszuscheiden sind: 

1. Streitigkeiten im Inneren eines Bundesstaats, die Ver- 
fassungsstreitigkeiten des Art. 76 Abs. 2. 

2. Streitigkeiten zwischen einem Bundesstaat und dem 
Reich, da dieses nicht Bundesstaat im Sinne der Verfassungs- 
vorschrift ist. Eine Instanz zur Entscheidung fehlt hier. In- 
des hat der Bundesrat als höchstes Organ des Reiches nach 
Art. 19 R.V. die Exekution zu beschliessen, wenn ein Bundes- 
staat seine verfassungsmässigen Bundespflichten nicht erfüllt. 
Als Voraussetzung seines Eingreifens hat der Bundesrat 
natürlich auch die Frage zu prüfen, ob eine Verletzung der 
verfassungsmässigen Pflichten vorliegt. 
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3. Der Fall, dass Forderungen von Privatpersonen des- 
halb nicht befriedigt werden können, weil die Verpflichtung, 
denselben Genüge zu leisten, zwischen mehreren Bundesgliedem 
zweifelhaft oder bestritten ist. Diese Möglichkeit war in der 
Wiener Schlussakte Art. 30 besonders vorgesehen. Indes 
„würde hier eine Staatenstreitigkeit vorhanden sein, wenn 
die Zahlungsverbindlichkeit kraft völkerrechtlichen Titels auch 
einem Einzelstaate gegenüber übernommen worden wäre und 
dieser sich der Sache seiner ünterthanen als des eigenen 
Rechtes annähme.^) 

4. Streitigkeiten zwischen einem Bundesstaate und einem 
Bundesfürsten, wenn letzterer nicht als Staatsoberhaupt be- 
teiligt ist. 

5. Streitigkeiten zwischen mehreren Bundesfürsten in 
persönlicher Hinsicht. 

Zu den begrifflichen Ausnahmen zählt nicht unbedingt 
der von HäneF) genannte Fall: „Streitigkeiten zwischen 
Einzelstaaten, in denen Art und umfang zu erfüllender 
Bundespflichten oder das Anteilsverhältnis an deren Er- 
füllung in Frage steht. Denn hier sei die Streitigkeit nur 
der Anlass, der das Eeich berechtige und verpflichte, auf 
Grund R.V. Art. 19 und damit unabhängig von den Anträgen 
der Parteien über die Erfüllung der Bundespflichten zu be- 
finden." Dies ist nur in dem Falle richtig, dass die streitige 
Bundespflicht fällig ist, also infolge der Streitigkeit eine ver- 
fassungsmässige Pflicht unerfüllt bleibt. Handelt es sich da- 
gegen um eine erst in der Zukunft zu erfüllende Bundes- 
pflicht, so sind, wie Pereis ^) zutreffend ausführt, „die Par- 
teien, ehe durch ihre Streitigkeit eine Verletzung ihrer Bundes- 
pflichten eintritt, sehr wohl berechtigt, zur Erledigung des 
Streites den Bundesrat anzurufen ; denn noch liegt eine Staaten- 
streitigkeit vor, weiter nichts". 

Dem Begriffe nach fallen unter Art. 76 Abs. 1 d. E.V. 
folgende Staatenstreitigkeiten, die aber kraft besonderer Vor- 
schriften nicht dem Bundesrat zur Erledigung überwiesen sind: 

1. Streitigkeiten, die sich über den Vollzug des Gothaer 



1) Hänel a. a. 0. S. 573 ff. *) a. a. 0. S. 574. 

«) a. a. 0. S. 24. 



Digitized by 



Google 



— 13 — 

Vertrages vom 15. Juli 1851 „betreffend gegenseitige Über- 
nahme von Ausgewiesenen und Heimatslosen" ergeben, da 
dieser Vertrag im § 12 besondere Bestimmungen enthält über 
die Schlichtung von Streitigkeiten und, soweit er überhaupt 
noch Anwendung findet, in seiner Totalität aufrecht erhalten 
wurde. ^) 

2. Streitigkeiten wegen Armenlasten u. s. w. ; diese werden, 
wenn zwei Bundesstaaten in Betracht kommen, nicht vom 
Bundesrat, sondern nach dem Gesetz über den ünterstützungs- 
wohnsitz vom 6. Juni 1870 vom Bundesamt für das Heimats- 
wesen entschieden. 

Abgesehen von den vorstehend erwähnten Ausnahmen 
begründen alle Staatenstreitigkeiten — sofern die übrigen 
Voraussetzungen des Art. 76 Abs. 1 zutreffen — die Kom- 
petenz des Bundesrats. 

Von besonderem Interesse ist hier eine Frage, die in 
jüngster Zeit in Deutschland von praktischer Bedeutung ge- 
wesen ist, unter welchen Bedingungen nämlich eine Streitig- 
keit über die Thronfolge in einem Bundesstaate den Charakter 
eines Streites zwischen verschiedenen Bundesstaaten trägt.^) 
Vorauszuschicken ist, dass nach konstitutionellen Begriffen das 
Eecht der Thronfolge öffentlichrechtlicher Natur ist und dass 
es mangels irgendwelcher reichsrechtlicher Normen nach dem 
Landesstaatsrecht der Einzelstaaten geregelt wird. Jede die 
Thronfolge im Staate berührende Frage ist nicht etwa eine Haus- 
oder Familienangelegenheit des betreffenden Fürstenhauses, 
die in dessen Schosse ihre Erledigung findet, sondern sie ist 
in hervorragendem Masse eine Angelegenheit, an welcher der 
Staat als solcher beteiligt ist. Anderer Meinung ist Binding 
mit Bezug auf den Thronfolgestreit im Fürstentum Lippe- 



') Riedel a. a. 0. S. 162. 

*) Nicht ist hier zu erörtern, ob Thronstreitigkeiten zn den „Ver- 
fassungsstreitigkeiten" des Art. 76 Abs. 2 gehören und daher auf Grund 
dieses Artikels die Zuständigkeit des Bundesrats angenommen werden kann ; 
desgleichen nicht, ob der Bundesrat aus einem anderen Rechtsgrunde, sei 
es aus den allgemeinen Prinzipien des Reichsstaatsrechts oder aus seinem 
Recht, die Legitimation der Bevollmächtigten zum Bundesrat zu prüfen, 
in Thronfolgestreitigkeiten eingreifen kann; diese Fragen fallen aus dem 
Rahmen der Arbeit. 
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Detmold, indem er sagt:^) „Nicht ein einziger Staat ist daran 
(am Thronfolgestreit) als streitender Teil beteiligt, nicht ein- 
mal das Fürstentum Lippe." Er sieht in diesem Bundesstaate, 
vielmehr in seinem Fürstenstuhle, nur das „Objekt, nicht Sub- 
jekt einer Streitigkeit zwischen drei ihn beanspruchenden 
Linien". M. E. lässt schon die Sachlage im lippeschen Thron- 
folgestreit diese Auffassung nicht zu: Am 27. Oktober 1897 
brachte die lippesche Staatsregierung beim Landtage des 
Fürstentums einen Gesetzentwurf ein, der unter anderem die 
thronberechtigten Mitglieder des kraft des Schiedsspruches 
zur Thronfolge berufenen Gräflich Lippe-Biesterfeldschen 
Hauses feststellte. Gegen diesen Gesetzentwurf wurde von 
selten der schaumburg-lippeschen Staatsregierung bei der 
lippeschen protestiert und, als dieser Protest seitens der 
letzteren abgelehnt worden war, der Bundesrat auf Grund 
Art. 76 Abs. 1 E.V. angerufen. Es liegt hier eine Streitig- 
keit vor, welche veranlasst worden ist durch einen Akt der 
Landesgesetzgebung im Fürstentum Lippe. Der Staat Lippe 
ist in Ausübung eines Teiles der Staatsgewalt angegriffen 
worden, also ist der Staat Lippe in diesem Streite Partei. 
Die Auffassung, dass der Fürstenstuhl in einem Bundesstaate 
Objekt eines Streites sein könne, ohne dass der betreffende 
Bundesstaat an diesem Streit Anteil hätte, widerspricht über- 
dies den modernen Begriffen von dem Wesen der konstitutio- 
nellen Monarchie. Ein Streit zwischen Thronprätendenten 
ohne Mitwirkung des Staates ist heute, im Gegensatz zur 
Zeit des Absolutismus, undenkbar. Demnach ergibt sich: 
Entstehen bezüglich der Thronfolge in einem Bundesstaate 
Streitigkeiten mit ausserhalb des Staates stehenden Faktoren, 
so tragen diese Streitigkeiten notwendig den Charakter von 
Staatsstreitigkeiten. 

Sie können auch zu Streitigkeiten zwischen verschiedenen 
Bundesstaaten werden. Inwieweit dies möglich ist, ergibt sich, 
wenn man folgende Fälle auseinanderhält: 

1. Es besteht zwischen zwei oder mehreren Bundesstaaten 
ein Staatsvertrag, demzufolge der eine Bundesstaat sich ver- 
pflichtet hat, die Thronfolgefrage in einem bestimmten Sinne 



^) a. a. 0. S. 73. 
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zu regeln; zum Beispiel es ist ein Vertrag des Inhalts ge- 
schlossen worden, dass im Falle des Aussterbens einer ge- 
wissen Linie ohne Deszendenz einer bestimmten Art der eine 
Staat an den anderen fallen solle. Dieser Verpflichtung zum 
Trotz ist die Thronfolge durch die Sondergesetzgebung in 
anderer Weise geregelt worden. Hier kann der beeinträch- 
tigte Bundesstaat durch seine Eegierung oder sein Oberhaupt, 
das hier als Vertreter seines Staates handelt, Einspruch er- 
heben. Hält der andere Bundesstaat die Eegelung der Thron- 
folgeangelegenheit trotz des Einspruches als rechtmässig auf- 
recht, so ist zweifellos eine Streitigkeit zwischen verschiedenen 
Bundesstaaten gegeben, der Bundesrat wird also, wenn er 
angerufen wird, auf Grund Art. 76 Abs. 1 kompetent sein. 

2. Es werden bei einer Streitigkeit über die Thronfolge 
von dem einen Bundesstaat Ansprüche auf Gebietsteile oder 
Domänen des anderen Staates geltend gemacht. Durch diesen 
Inzidentpunkt gewinnt der Thronfolgestreit den Charakter 
einer Streitigkeit zwischen verschiedenen Bundesstaaten.^) 

3. Der Fürst eines Bundesstaates glaubt durch die Eege- 
lung der Thronfolge in einem anderen Bundesstaat in seiner 
Eigenschaft als erbberechtigter Agnat übergangen zu sein 
und erhebt nun Einspruch, der aber erfolglos bleibt. Liegt 
hier eine Streitigkeit zwischen verschiedenen Bundesstaaten 
vor? Oder, um auf den praktischen Fall Bezug zu nehmen, 
in welchem die Meinungen hinsichtlich dieser Frage geteilt 
waren: Ist der Bundesrat auf Grund Art. 76 Abs. 1 der Ver- 
fassung befugt gewesen, sich zur Erledigung des lippeschen 
Thronfolgestreits für zuständig zu erklären? Es handelte sich 
im lippeschen Erbfolgestreit um den Streit dreier Neben- 
linien des regierenden Fürstenhauses in Lippe-Detmold, der 
Linien Lippe-Biesterfeld, Lippe- Weissenfeid und Lippe- Alver- 
dissen, welch letztere im Fürstentum Schaumburg-Lippe zur 
Regierung gelangt ist. Handelt es sich nun, wenn der Bundes- 
fürst von Schaumburg Ansprüche auf die Thronfolge im 
Fürstentum Lippe geltend macht, um einen Streit zwischen 
verschiedenen Bundesstaaten? Diese Frage ist entgegen Zoni 
und Kekule von Stradonitz zu verneinen. Der Bundesstaat 



*) Hänel a. a. 0. S. 573 ff. 
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Lippe, um dessen Thron gestritten wird, ist zwar als solcher 
am Streite beteiligt, nicht aber der Bundesstaat Schaumbui'g- 
Lippe. Denn „der Herrscher eines deutschen Bundesstaates, 
der Ansprüche auf die Thronfolge in einem anderen Staate 
erhebt, thut dies nicht als Repräsentant eines Staates, sondern 
als Glied der in dem Staat, um dessen Thron es sich handelt, 
herrschenden Familie oder auf Grund eines sonstigen staats- 
rechtlichen Titels, der lediglich in dem Rechte des letzteren 
seine Begründung findet". ^) Die Richtigkeit dieser Auffassung 
ergibt sich aus der Stellung, die der Staat Lippe-Schaumburg 
zu der Thronstreitigkeit einnimmt. Er wird nämlich durch 
die Geltendmachung von Erbrechten seitens seines Oberhauptes 
in keiner Weise berührt; die Abweisung der Ansprüche seines 
Throninhabers verletzt zwar dessen dynastische aber durch- 
aus keine staatlichen Interessen; würde anderseits der Fürst 
von Schaumburg-Lippe seine Erbansprüche erfolgreich geltend 
machen und daher auch in Lippe-Detmold zur Regierung ge- 
langen, so würde wiederum für den Staat Schaumburg-Lippe 
in keiner Weise eine Veränderung der politischen Verhältnisse 
zu seinen Gunsten eintreten. Es würde sich dann nur um 
eine Personalunion beider Staaten handeln, welche aber auf 
die getrennte Stellung der nur in der Person des Fürsten 
verbundenen Staaten ohne Einfluss ist. Auch die Teilnahme 
der nicht regierenden Linie Lippe- Weissenfeid am Streite 
spricht dafür, dass nicht der Bundesstaat Schaumburg-Lippe, 
sondern die erbherrliche Linie Schaumburg-Lippe Subjekt des 
Thronstreites ist. Gleicher Meinung ist Hänel, welcher sagt : ^) 
„Ausgeschlossen (von der Zuständigkeit des Bundesrats nach 
Art. 76 Abs. 1) sind daher Streitigkeiten .... mögen sie 
Thronfolge .... betreffen, und zwar auch dann, wenn der 
Anspruch von dem Landesherrn eines anderen Staates erhoben 
wird. Sie können immer nur kraft eines Inzidentpunktes zu 
Staatenstreitigkeiten werden . . . ." Im selben Sinne äussert 
sich schon Zachariae für die Zuständigkeit der alten Bundes- 
versammlung, an deren Stelle bezüglich der Erledigung von 
Streitigkeiten der Bundesrat getreten ist: „Es könne bei einer 
Streitigkeit zwischen Mitgliedern einer regierenden Familie 



^) G. Meyer a. a. 0. S. 713 Anm. 9. «) a. a. 0. S. 573 ff. 
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.... über Thronfolge .... die Kompetenz der Bundesver- 
sammlung für Ausübung eines Eichteramtes nicht als be- 
gründet erachtet werden, sollte auch einer der streitende» 
Interessenten zugleich souveräner Fürst eines anderen Bundes- 
staates sein." Das Gesagte rechtfertigt den Schluss, dass im 
lippeschen Thronfolgestreit ein Streit zwischen verschiedenen 
Bundesstaaten nicht vorgelegen hat, also die Kompetenz des 
Bundesrates auf Grund Art 76 Abs. 1 nicht begründet ge- 
wesen ist. 

Die abweichende Meinung Kekules von Stradonitz stützt 
sich auf die Behauptung, es sei nicht erforderlich, das Wort 
„Bundesstaaten" im Art. 76 Abs. 1 streng dahin zu inter* 
pretieren, dass Staaten als solche die Parteien des Streites 
bilden müssten; sondern die Terminologie der Eeichsverfassung 
gestatte, an Stelle von „Bundestaaten" auch den Ausdruck 
„Bundesglieder" zu setzen, weil beide Worte häufiger in 
gleichem Sinne verwendet würden. Auch Art. 11 Abs. 4 der 
Bundesakte rede von „Bundesgliedem" und diese Bezeichnung 
schliesse auch die Bundesfürsten mit ihren persönlichen An- 
sprüchen ein; dies gehe hervor aus einem Beschluss der 
Bundesversammlung in Sachen des am 22. Dezember 1838 
entschiedenen Streites zwischen dem Fürsten von Schaumburg- 
Lippe und dem Fürstentum Lippe. Art. 11 der Bundesakte 
sei aber vorbildlich für Art. 76 der Reichsverfassung. Hier- 
auf ist mit von SeydeP) zu erwidern, dass unter „Bundes- 
gliedern" im Sinne der Bundesakte Art. 11 „Bundesstaaten" 
zu verstehen sind, die Bundesfürsten also nur in ihrer Eigen- 
schaft als Vertreter ihrer Staaten.^) Ferner, dass auf die 
Terminologie im Art. 11 der Bundesakte nichts ankommt, 
sondern auf den Sinn, den die Eeichsverfassung mit ihrer 
Ausdrucksweise verbindet. Nun ist zwar zuzugeben, dass in 
den meisten Fällen, in welchen die Eeichsverfassung das Wort 
„Bundesstaaten" gebraucht, dafür auch der Terminus „Bundes- 
glied" gesetzt werden kann. Der ausschlaggebende Punkt ist 
aber doch der, ob „Bundesglieder" und „Bundesfürsten" zu 



1) Jur. Ztg. a. a. 0. S. 483. 

^ So Zoepfl a. a. 0. I, S. 408 und 410 •; so Zachariae a. a. 0. II, 
S. 732, 733 und Note 6. 

Eostocker Studien. I. 2. Heft. ^^ -"T^a^^^^^^^ ^ — ^^::r->w ^ 
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identifizieren sind, was Kekule von Stradonitz bei seiner Aus- 
fuhrung stillschweigend voraussetzt. Dem ist nicht beizu- 
pflichten. Unter den „Mitgliedern des Bundes" sind nicht 
die Personen der Bundesfürsten zu verstehen, sondern die von 
ihnen regierten einzelnen Staaten. Auch die Terminologie 
der Verfassung spricht gegen Kekule von Stradonitz' An- 
nahme. Denn wo statt „Bundesstaat" „Bundesglied" gesetzt 
werden kann, ist es regelmässig nicht möglich, statt „Bundes- 
glied" auch „Bundesfürst" zu sagen. Dies ergibt das nahe- 
liegende Beispiel des Abs. 2 Art. 76, ferner die Art. 1, 3 und 
andere. Schon die gleiche Ausdrucksweise in beiden Absätzen 
des Art. 76 deutet darauf hin, dass unter dem Ausdruck 
„Bundesstaat" in beiden Fällen dasselbe zu verstehen ist, und 
zwar ein „Einzelstaat", den Abs. 2 nur im Auge haben kann. 
Sollte in beiden Fällen eine verschiedene Auffassung des 
Gesetzgebers vorhanden gewesen sein, so hätte dies doch 
irgendwie zum Ausdruck gebracht werden müssen. Dieses Ee- 
sultat ist auch nach der Entstehungsgeschichte des Art. 76 
das richtige. Art. 68 des preussischen Entwurfs einer Nord- 
deutschen Bundesverfassung vom 15. Dezember 1866 ^) lautete : 
„Streitigkeiten zwischen verschiedenen Bundesstaaten oder 
ihren Behörden werden durch den Bundesrat, Verfassungs- 
streitigkeiten in den einzelnen Bundesstaaten im Wege der 
Gesetzgebung erledigt." ^) Dieselbe Terminologie, zweimal im 
gleichen Satz gebraucht, muss zweifellos auch im gleichen 
Sinne angewandt sein, also in dem Sinne, welchen der zweite 
Halbsatz mit dem Worte „Bundesstaaten" nur verbinden kann, 
dass nämlich mit „Bundesstaaten" nur „Staaten" und nicht 
auch „Bundesfürsten" gemeint sind. Das in dieser Hinsicht 
über Art. 68 Bemerkte erleidet in seiner Anwendung auf 
Art. 76 der Eeichsverfassung keine Veränderung. — Der 
Streitfall aus der Zeit des deutschen Bundes, auf den Kekule 
von Stradonitz als Stützpunkt seiner Ansicht fernerhin Bezug 
nimmt und dem er präjudizielle Bedeutung für die Zuständig- 
keit des Bundesrats beimessen will, erscheint allein schon nach 



^) Entspricht dem Art. 70 der Vorlage der verbündeten Regierungen 
an den konstituierenden Reichstag und dem Art. 76 der Verfassung des 
Norddeutschen Bundes und des Deutschen Reiches. 

*) Vgl. Binding „Deutsche Staatsgrundgesetze" I, Heft V S. 107. 
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der damaligen Sachlage nicht zur Verwertung geeignet. Der 
Fürst von Schaumburg-Lippe erhob nämlich Ansprüche auf 
die zum Staate Lippe gehörigen Ämter Blomberg und Schieder; 
die Bundesversammlung erklärte sich zur Entscheidung des 
Streites für zuständig. Würde unter der Herrschaft der 
Eeichsverfassung der Bundesflirst von Schaumburg-Lippe — 
wenn auch nur als erbberechtigter Agnat — Teile des lippe- 
schen Staatsgebietes für sich und seinen Staat in Anspruch 
nehmen, also fordern, dass Gebietsteile des Staates Lippe dessen 
Staatsgewalt entzogen und der des Staates Schaumburg-Lippe 
unterstellt würden, so i<räre auch heute die Kompetenz des 
Bundesrats begründet. Aber nicht etwa deshalb, weil Art. 76 
Abs. 1 der Verfassung auch für die persönlichen Ansprüche 
der Fürsten in Betracht kommt, sondern kraft des Inzident- 
punktes, dass der Landesherr eines Staates Ansprüche erhebt 
auf Gebietsteile eines anderen Staates. ^) Es sind sehr ver- 
schiedene Fälle, ob ein Bundesfürst Anspruch auf die Succes- 
sion in einem fremden Bundesstaate oder auf Gebietsteile 
dieses Staates erhebt. 

Der oben ausgeführten Ansicht gegenüber vertritt Zorn ^) 
den Standpunkt, dass ein Bundesfürst als solcher seine Eigen- 
schaft als Anwärter auf den Thron in einem anderen Bundes- 
staate geltend machen könne. „Die Agnateneigenschaft 
bilde nur die juristische Vermittlung des Anspruches. Für 
die Geltendmachung desselben aber falle die Agnateneigen- 
schaft mit der Eigenschaft des Staatsoberhauptes zusammen." 
Demgegenüber ist zu wiederholen, dass die staatsrechtliche 
Stellung des Fürsten als Träger der Staatsgewalt in einem 
Bundesstaate für die Geltendmachung von Erbrechten auf 
fremde Throne, also von Ansprüchen, die nicht im Interesse 
des Staates erhoben werden, juristisch nicht in Betracht 
kommen kann. Bezüglich der Geltendmachung von Erb- 
ansprüchen nimmt der Fürst vielmehr eine analoge Stellung 
ein, wie wenn privatrechtliche Ansprüche von ihm oder gegen 
ihn geltend gemacht werden. Ebensowenig wie der Fürst 
"bezüglich seiner privatrechtlichen Ansprüche — also beispiels- 



^) Vgl. oben 8. 15 Nr. 2. 

^) Reichsverf. u. Lipp. Thronfolgestreit S. 15. 
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weise, wenn er das einem anderen Bnndesfürsten gegebene 
Darlehen zurückverlangen will — seine staatsrechtlichen Eigen- 
schaften juristisch zur Geltung bringen und die Entscheidung 
des Bundesrats anrufen kann, ebensowenig kann er dies hin- 
sichtlich seiner Erbansprüche auf fremde Throne. Zorns 
Meinung ist allerdings insofern unbestreitbar, als ein regieren- 
der Fürst in der Lage ist, seinen persönlichen Streit durch 
ein Staatsorgan, die Staatsregierung, führen zu lassen, so dass 
nun die Streitigkeit äusserlich zu einer Streitigkeit zwischen 
Staaten wird. Hier könnte man also in der Tbat davon 
sprechen, dass der Bundesfürst seine Stellung als Staatsober- 
haupt auch für seine Successionsansprüche geltend zu machen 
im Stande ist. So lagen die Verhältnisse im lippeschen Erb- 
folgestreit, und die äussere Erscheinung des Streites als eines 
solchen zwischen verschiedenen Bundesstaaten hat den Bundes- 
rat veranlasst, dem Anrufen eines Streitteiles stattzugeben. 
Dies geht hervor aus der Erklärung des Reichskanzlers 
Fürsten zu Hohenlohe-Schillingsfürst vor dem Reichstag: „Der 
Bundesrat hat in seiner grossen Mehrheit den Umstand als 
entscheidend erachtet, dass thatsächlich in seiner äusseren 
Erscheinung für beide Parteien der Streit den Charakter 
einer von ihren Regierungen geführten Staatsangelegenheit 
angenommen hat und die Bundesinstanz in dieser Streitlage 
angerufen ist." Diese Auffassung des Bundesrats kann aber 
als dem Sinn der Verfassung entsprechend nicht anerkannt 
werden. Der Streit war, wie der Reichskanzler betonte, zwar 
thatsächlich, seiner äusseren Erscheinung nach, ein Streit 
zwischen Bundesstaaten. Aber es genügt nicht, dass ein 
Bundesfürst seine dynastische Sache thatsächlich zur Sache 
des von ihm regierten Bundesstaates macht, sondern es ist 
erforderlich, dass die Parteien rechtlich in ihrer Eigenschaft 
als Bundesstaaten am Streite beteiligt sind. Dies ist aber 
im lippeschen Erbfolgestreit nicht der Fall gewesen, es lag 
also eine Streitigkeit, wie sie Art. 76 Abs. 1 der Verfassung 
voraussetzt, nicht vor. 

Das Entscheidungsrecht des Bundesrats in Staaten- 
streitigkeiten bezieht sich nur auf Streitigkeiten öffentlich- 
rechtlicher Natur; privatrechtliche gehören zur Kompetenz 
der Gerichte. Nichtprivatrechtliche Streitigkeiten sind aber 
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sowohl staatsrechtliche als völkerrechtliche. „Hier kann es 
sich nur um letztere handeln, da zwischen Herrschern als 
solchen andere nichtprivatrechtliche Streitigkeiten nicht mög- 
lich sind." ^) Es ergibt sich hier die Frage, was privatrecht- 
liche Streitigkeiten im Gegensatz zu öflfentlichrechtlichen sind. 
Eine scharfe begriffliche Abgrenzung zwischen Privatrecht 
und öffentlichem Recht lässt sich aber nicht durchfuhren; 
eine Definition der bürgerlichen oder privatrechtlichen Eechts- 
streitigkeit wird auch von keinem Reichsgesetz unter- 
nommen. 2) Es wird daher im einzelnen Falle nach dem 
Wesen des in Frage stehenden Rechtsverhältnisses, nach 
Gegenstand und Grund des erhobenen Anspmchs, aus welchem 
die in Frage stehende Streitigkeit entsprungen ist, zu ent- 
scheiden sein, ob die Streitigkeit privatrechtlicher oder öfteht- 
lichrechtlicher Natur ist. Für diese Untersuchung ist mass- 
gebend das jeweilige positive Recht und zwar des Bundes- 
staats, gegen welchen der Anspruch erhoben wird. Nur nach 
dessen Recht kann beurteilt werden, ob seine Gerichte für 
die Entscheidung einer Frage kompetent sind oder nicht. — 
Liegt hiernach eine privatrechtliche Streitigkeit vor, so ist 
der Bundesrat unzuständig und die Kompetenz der Gerichte 
begründet. Dies ist stets dann der Fall, wenn die streiten- 
den Staaten als Subjekte des Privatrechts in Betracht kommen, 
wenn also Fiskus gegen Fiskus Ansprüche geltend macht. 
„Inbezug auf diejenigen wirtschaftlichen Thätigkeiten, welche 
nicht hoheitlicher Natur sind, sondern in den gewöhnlichen 
Formen vermögensrechtlichen Verkehrs stattfinden, ist der 
Staat den Vorschriften des Privatrechts und der Jurisdiktion 
der ordentlichen Gerichte unterworfen." ^) Hier wird also 
ein Fiskus den anderen vor den ordentlichen Gerichten be- 
langen. Der Gerichtstand ergibt sich aus §§ 18 und 19 der 
Civilprozessordnung. 

Sind nun die Gerichte des beklagten Staates kompetent, 
so ist für den klägerischen Einzelstaat die verfassungsmässige 
Pflicht gegeben, sich der Gerichtsbarkeit des anderen Staates 



^) von Seydel, Jahrbuch a. a. 0. S. 288. 

*) Vgl. z. B. § 3 Einf.Ges. zur Civilprozessordnung. 

3) G. Meyer a. a. 0. S. 670. 
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zu unterwerfen. Dies geht hervor aus dem Sinn des Art. 76 
Abs. 1 RV. — entweder Entscheidung vor den kompetenten 
Gerichtsbehörden oder Erledigung durch den Bundesrat — 
und aus dem Wesen der deutschen Gerichtsverfassung. Eine 
Entscheidung durch den Bundesrat kann hier allerdings doch 
insofern und insoweit Platz greifen, als die Unterwerfungs- 
pflicht unter die Gerichtsbehörde selbst den Gegenstand einer 
Staatenstreitigkeit bildet.^) 

Ist nach dem Partikularrecht des Einzelstaates, gegen 
den ein Anspruch seitens eines anderen Bundesstaates geltend 
gemacht wird, dieser Anspruch öflfentlichrechtlicher Natur, 
sind also die Gerichtsbehörden nicht kompetent, so kann die 
Streitigkeit nur durch den Bundesrat gemäss Art. 76 Abs. 1 
erledigt werden. 

Hänel will die Kompetenz des Bundesrats nicht schon 
ausgeschlossen wissen durch die privatrechtliche Natur der 
Streitigkeit, sondern nur unter dieser und der weiteren selb- 
ständigen Voraussetzung, dass für die Streitigkeit die Zu- 
ständigkeit einer Gerichtsbehörde, d. h. der ordentlichen oder 
reichsgesetzlich zugelassenen besonderen Gerichte, begründet 
ist, und nicht etwa Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs- 
gerichte zuständig sind. Wären also nach dem Partikular- 
recht des gegnerischen Staates Verwaltungsbehörden oder 
Verwaltungsgerichte kompetent, so brauchte der klägerische 
Einzelstaat sich deren Rechtsprechung nicht zu unterwerfen, 
sondern könnte sogleich den Bundesstaat anrufen. Der Ge- 
danke dieser Auslegung ist wohl folgender: Es kann dem 
klagenden Einzelstaat nur dann zugemutet werden, sich der 
Gerichtsbarkeit eines fremden Bundesrates zu unterwerfen, 
wenn diese Gerichtsbarkeit ausgeübt wird von einer Behörde, 
deren Zusammensetzung, Verfahren, Unabhängigkeit u. s. w. 
in allen Bundesstaaten gleich, weil von Reichs wegen ange- 
ordnet ist. Die Organisation der Verwaltungsbehörden und Ver- 
waltungsgerichte dagegen ist ausschliesslich Sache der Landes- 
gesetzgebung und bietet daher nicht unbedingt dieselben 
Garantien für die Rechtsprechung wie die reichsrechtlich 
organisierten Gerichte. Indessen ist gegen Hänels Ansicht 



1) Hänel a. a. 0. S. 576. 
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anzunehmen, dass für die Unzuständigkeit des Bundesrats 
schon die erste Voraussetzung genügt, dass nämlich die 
Streitigkeit privatrechtlicher Natur ist. Dies ergibt jeden- 
falls die grammatische Interpretation der Verfassungsbestim- 
mung: Das Wort „daher" kann doch nur einen erläuternden 
Zusatz einzuleiten bestimmt sein, nicht aber eine neue selb- 
ständige Bedingung für die Zuständigkeit des Bundesrats. 
Hänels Ansicht, dass dem Wörtchen „daher" der erwähnte 
Sinn nicht beizulegen ist, ist allerdings schon im deutschen 
Bundesrecht in einem genau ebenso liegenden Falle von 
mehreren Schriftstellern verfochten worden. Zu Art. 11 der 
Bundesakte ^) und zu dem Bundesbeschluss vom 16. Juni 1817 
Satz III 2) bemerkt nämlich Heflfter:^) „Man stosse sich nicht 
an das im Artikel vorkommende Wörtchen „demnach". Dies 
ist unstreitig nur eine überflüssige Bindungs- oder Zeit- 
partikel, die nicht durch „folglich" übersetzt werden darf... 
Der Beschluss vom 16. Juni 1817 III hat freilich „daher", 
man muss jedoch sehr bezweifeln, dass dadurch der Sinn des 
Art. 11 der Bundesakte hat abgeändert werden sollen oder 
können." Zu demselbem Eesultat kommt auch Zöpfl.*) In- 
des, abgesehen davon, dass dem Vorstehenden eine mass- 
gebende Bedeutung für die Auslegung der Verfassungsvor- 
schrift des Art. 76 Abs. 1 natürlich nicht beigelegt werden 
kann, fehlt es an irgendwelchen Anhaltspunkten dafür, dass 
hier das Wort „daher" in einem vom gewöhnlichen Sprach- 
gebrauch abweichenden Sinne (wie Hänel annehmen muss) 
angewandt ist. Es soll vielmehr mit diesem Zusatz „und 
daher von den kompetenten Gerichtsbehörden zu entscheiden 
sind" nur gesagt werden, dass, wie sich der Bundeskommissar 
von Savigny im konstituierenden Reichstage ausdrückte, 



*) „Dieser (der Bundesversammlung) liegt es alsdann ob, die Ver- 
mittelung durch einen Ausschuss zu versuchen; falls dieser Versuch fehl- 
schlagen sollte und „demnach" eine richterliche Entscheidung notwendig 
würde, . . ." 

*) „Wenn der Vermittelungsversuch bei Streitigkeiten der Bundes- 
gflieder unter sich ohne Erfolg bleibt und „daher" eine richterliche Ent- 
scheidung erfolgen muss, ..." 

») a. a. 0. S. 176, 177 Note 9. 

*) a. a. 0. S. 413. 
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^überall, wo ein Privatrecht in Betracht kommt, von Hause 
aus die kompetenten Gerichtsbehörden für die Lösung des 
Rechtsstreites als kompetent aufgerufen werden". 

Eine besondere Erörterung verdient die Spezialfrage, ob 
die Thronfolge privatrechtlicher Natur sei; denn in dem 
wichtigsten Falle, in welchem Art. 76 Abs. 1 der Verfassung 
bisher zur Anwendung gekommen ist, im lippeschen Erbfolge- 
streit, hat diese Frage zu erheblichen Zweifeln Anlass ge- 
geben. Es empfiehlt sieh, bei der Betrachtung die Sachlage 
im lippeschen Thronstreit zu Grunde zu legen: Die streiten- 
den drei Nebenlinien des regierenden, aber nur mehr auf zwei 
Augen stehenden lippeschen Fürstenhauses erkennen über- 
einstimmend an, dass für die Thronfolgeordnung im lippeschen 
Gesamthause das Recht der agnatischen Linealfolge und der 
Primogeniturordnung massgebend ist. Nach dieser Successions- 
ordnung würde die Linie Lippe-Biesterfeld zur Thronfolge be- 
rufen sein. Es wird aber von der jüngsten Linie Lippe- 
Alverdissen (Lippe- Schaumburg) beiden älteren Linien die 
Thronfolgefähigkeit bestritten wegen Mangels der Ebenbürtig- 
keit. Also nicht die Thronfolgeordnung, sondern die Thron- 
folgefahigkeit ist Gegenstand des Streites. In diesem Sinne 
äussert sich der Schiedsspruch:^) „Die streitenden Teile sind 
darüber einig , dass für die „Thronfolgeordnung" . . . mass- 
gebend ist. Bestritten dagegen und zunächst Gegenstand des 
zu entscheidenden Streits ist die „Thronfolgefähigkeit" der 
beiden älteren Nebenlinien wegen behaupteten Mangels der 
Ebenbürtigkeit.^* Die Scheidung dieser Begriffe ist auch von 
Wichtigkeit für die hier zu behandelnde Frage, ob die Thron- 
folge privatrechtlicher oder öffentlichrechtlicher Natur sei. 

1. Die Thronfolgeordnung, also der Inbegriff der Eechts- 
normen, die bestimmen, nach welchen Grundsätzen die Mit- 
glieder einer regierenden Familie nacheinander zur Herrschaft 
berufen sind, bildet unzweifelhaft einen Bestandteil des öffent- 
lichen Eechts. Die Thronfolge ist nicht mehr wie in älterer 
Zeit eine Erbfolge in einen Vermögenskomplex, sondern sie 
ist nach modernen Begriffen die Berufung zu einer öffentlich- 
rechtlichen Thätigkeit. Die meisten deutschen Staaten haben 



1) a. a. 0. S. 4. 
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die Thronfolgeordnung zu einem Bestandteile der Verfassung 
gemacht, so dass zu ihrer Änderung stets neben der Zu- 
stimmung der Agnaten eine Verfassungsänderung durch Staats- 
gesetz erforderlich ist. Folge der publizistischen Natur der 
Thronfolgeordnung ist, dass für sie die zur Eechtsprechung 
über Privatrechte bestimmten Instanzen niemals in Betracht 
kommen können. Ein Successionsanspruch kann vor den bürger- 
lichen Gerichten nicht geltend gemacht werden. Herrscht 
also zwischen zwei Thronprätendenten, deren Ebenbürtigkeit 
unzweifelhaft feststeht, Streit darüber, ob nach der Thron- 
folgeordnung dieser oder jener vor dem anderen zur Suc- 
cession am Throne berufen sei, so muss die Regelung durch 
die Landesgesetzgebung erfolgen. 

2. Anders verhält es sich mit der Fähigkeit zur Thron- 
folge. Die Normen darüber bestimmen die Voraussetzungen, 
welche in einer Person gegeben sein müssen, damit sie zur 
fürstlichen Familie gerechnet werden und also für die Thron- 
folge in Betracht kommen kann. Thronfolgefähig sind nun 
nach deutschem Privatfürstenrecht nur ebenbürtige Personen; 
nur solche gehören als Agnaten der fürstlichen Familie an. 
Ist die Frage, ob eine Person ebenbürtig ist oder nicht, eine 
Frage des öffentlichen oder des Privatrechts? Mit anderen 
Worten: Sind die Civilgerichte kompetent, eine Streitigkeit 
über die Ebenbürtigkeit — und damit über die Fähigkeit zur 
Thronfolge zu entscheiden? Die Eechtssätze über Ebenbürtig- 
keit gehören den Hausverfassungen und subsidiär dem Privat- 
förstenrecht an. So äussert sich der Schiedsspruch^): „Die 
für die Entscheidung der streitigen Punkte massgebenden 
Kechtssätze werden von den Parteien nicht nur aus dem ge- 
meinen deutschen Privatfürstenrechte, sondern auch aus dem 
besonderen, teils auf Hausgesetzen, teils auf Observanz be- 
ruhenden Eechte des lippeschen Hauses entnommen." Die Be- 
antwortung der Frage ergibt sich also aus der Stellung des 
Privatfürstenrechts im Eechtssystem. Man muss diese Normen 
des Privatfürstenrechts aber dem Privatrecht einreihen. Da- 
für spricht die Entwicklungsgeschichte des Privatfürstenrechts, 
auch die Behandlung dieser Materie im modernen Recht. Das 



^) a. a. 0. S. 5. 
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gemeine Privatfürstenrecht findet seinen Ursprung in den 
Satzungen und dem Gewohnheitsrecht des hohen Adels. Diese 
Eechtsbildungen begegnen uns seit dem 14. Jahrhundert; sie 
verfolgen den Zweck, das Erbrecht und Familienrecht gewisser 
hervorragender Geschlechter, des hohen Adels, einheitlich für 
alle Mitglieder einer solchen Familie autonom zu regeln und 
namentlich auch die althergebrachten Grundsätze gegenüber 
dem eindringenden römischen Recht aufrecht zu erhalten. „Die 
ursprüngliche und bleibende Hauptwurzel des Rechts der 
Ebenbürtigkeit .... war das Familieninteresse; es ist ein 
Teil des Familienrechts . . . .; Familienrechte der Herrscher 

greifen zwar auch in das öffentliche Recht ein , dies thut 

aber das Familienrecht durchaus, und unter den Mitgliedern 
der Familie ist es doch zunächst Privatrecht." ^) Das durch 
Autonomie herausgebildete besondere Erb- und FamUienrecht 
trägt also lediglich den Charakter eines privilegierten Privat- 
rechts, und hat diesen Charakter bezüglich der Normen über 
Ebenbürtigkeit , welche regierendem und nichtregierendem 
hohen Adel gemeinsam sind und nichts mit dem Recht der 
Thronfolge zu thun haben, nicht verloren, während das letztere, 
obwohl es der nämlichen Wurzel entstammt, in neuerer Zeit, 
der modernen Auffassung von der Stellung der Herrscher zum 
Staate entsprechend, seinen privatrechtlichen Charakter völlig 
abgestreift hat. Die wissenschaftliche Abstraktion nun des 
Gemeinsamen aus den autonomen Satzungen der einzelnen 
Familien des hohen Adels bildet das gemeine deutsehe Privat- 
fürstenrecht. 2) Dies ist auch nach Zachariae ^) „als besonderer 
Teil des Staatsrechts nicht zu betrachten. Es besteht zwar 
aus einem Inbegriff von besonderen, vom allgemeinen deutschen 
Civilrechte abweichenden Rechtsgrundsätzen in betreff der 
persönlichen und Güterrechtsverhältnisse des hohen Adels. 
Ihrem Ursprung nach sind es aber weiter nichts als Grund- 
sätze des älteren deutschen Rechts, welche sich bei dieser 
Klasse von Personen trotz der Einfährung der fremden Rechte, 
vermöge ihres ausgedehnteren Autonomierechts , erhalten 



*) HefFter a. a. 0. S. 52. 

2) Nach Gierke „Das deutsche Genossenschaftsrecht" I, S. 419. 

») a. a. 0. S. 5. 
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haben". Die Materie des Privatftirstenrechts untersteht dem 
Landesrecht, da reichsgesetzliche Normen darüber nicht vor- 
handen sind. Durch das Landesrecht aber wird durchweg die 
Geltung der Hausgesetze und subsidiär des gemeinen deutschen 
Privatfürstenrechts anerkannt. Demnach sind diese privaten 
Eechtsquellen nach T^de vor für den Begriff der Ebenbürtig- 
keit, also für die Fähigkeit zur Thronfolge entscheidend. Auch 
die moderne Gesetzgebung des Deutschen Reichs rechnet das 
Privatfürstenrecht zum Gebiete des bürgerlichen Rechts. Da- 
für spricht die Erwähnung dieser Materie im Einführungs- 
gesetz zum bürgerlichen Gesetzbuch Art. 57 und 58. 

Dem Vorstehenden zufolge ist die Feststellung der Eben- 
bürtigkeit einer Person, mag es sich um den Angehörigen 
eines regierenden Fürstenhauses oder einer sonstigen hoch- 
adligen Familie handeln, Sache des Civilrechts. Erst wenn 
die Agnateneigenschaft, die Zugehörigkeit zu den erbberech- 
tigten Familienmitgliedern feststeht, kommen die öffentlich- 
rechtlichen Successionsansprüche auf Grund der Thronfolge- 
ordnung in Betracht. Arndt ^) ist demgegenüber der Ansicht: 
„Die ordentlichen Gerichte können zwar prüfen, ob die Ehe 
eines zum hohen Adel Gehörigen ebenbürtig ist . . . ., nicht 
aber können sie die öffentlichrechtliche Frage entscheiden, ob 
jemand fähig und berechtigt ist, den Thron in einem Bundes- 
staate einzunehmen." Dies kann nicht unbedingt als richtig 
anerkannt werden : Haben die Gerichte entschieden, dass eine 
Ehe ebenbürtig ist, so sind die Deszendenten aus dieser Ehe 
Agnaten der fürstlichen Familie, sie sind also insoweit „fähig", 
den Thron einzunehmen. Ob ein Ebenbürtiger zur Thronfolge 
in einem Bundesstaat „berechtigt" ist, das bemisst sich nach 
der Successionsordnung; über diese Frage des öffentlichen 
Rechts entscheiden nicht die Civilgerichte. — Der Recht- 
sprechung durch die bürgerlichen Gerichte sind allerdings die 
Landesherren und ihnen gleichgestellte Familien gemäss § 5 
des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetze und 
§ 5 des Einführungsgesetzes zur Civilprozessordnung nicht 
ohne weiteres unterworfen. Indes haben die meisten Bundes- 
fürsten von diesen Ausnahmebestimmungen keinen Gebrauch 
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gemacht, sondern vielmehr die Civilprozessordnung und das 
Gerichtsverfassungsgesetz für primär anwendbar erklärt. So 
bestimmt zum Beispiel für das Fürstentum Lippe-Detmold § 1 
der landesherrlichen Verordnung vom 30. Oktober 1879: „Wir 
und Unsere ßegierungsnachfolger werden in allen bürgerlichen 
Eechtsstreitigkeiten bei Unserem Landgerichte Recht nehmen." 
— Streitigkeiten über Ebenbürtigkeit, d. h. Fähigkeit zur 
Thronfolge, gehören also vor die Civilgerichte, und zwar auch 
dann, wenn eine der Parteien deutscher Bundesfürst ist Hin- 
sichtlich privater Rechtsansprüche ist auch das Staatsober- 
haupt — wie der Staat selbst als Fiskus — Privatrechts- 
subjekt und durch seine staatsrechtliche Stellung von der 
Rechtsprechung durch die Gerichte, auch diejenigen eines 
fremden Bundesstaates, nicht eximiert. Eine wichtige Konse- 
quenz der privatrechtlichen Natur der Thronfolgefähigkeit ist 
die Möglichkeit der Anwendung von § 256 der Civilprozess- 
ordnung. Ist also, wie dies im lippeschen Erbfolgestreit der 
Fall war, die Successionsfahigkeit wegen Mangels der Eben- 
bürtigkeit bestritten, so kann auf Feststellung der Eben- 
bürtigkeit vor den Gerichten geklagt werden. 

§ 4. Die formellen Voraussetzungen. 

Sind die bisher dargestellten Voraussetzungen gegeben, 
so ist die materielle Grundlage für eine Erledigung der 
Streitigkeit durch den Bundesrat gegeben, die Streitigkeit 
trägt den Charakter, der nach Art. 76 Abs. 1 der R.V. die Zu- 
ständigkeit des Bundesrats begründet. In Thätigkeit treten 
darf aber der Bundesrat immer erst, wenn eine weitere for- 
melle Bedingung erfüllt, wenn er von einem der streitenden 
Teile angerufen ist. 

Zunächst muss also das Anrufen „von dem einen Teil" 
ausgehen. Die Zuständigkeit des Bundesrats ist daher nicht 
vorhanden, wenn irgend ein Dritter, mag dieser an der Er- 
ledigung der Streitigkeit noch so interessiert sein, den Bundes- 
rat anruft. Wirkungslos ist daher beispielsweise das Anrufen 
des Bundesrates seitens eines anderen Reichsorgans oder seitens 
eines Bundesstaats, welcher mit einem der Streitteile in 
Personal- oder Realunion verbunden ist. Durch die Bestim- 
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mung, dass der Bundesrat nur „auf Anrufen" kompetent ist, 
bringt die Verfassung verschiedenes zum Ausdruck : Eine Zu- 
ständigkeit des Bundesrats ist zunächst dann nicht gegeben, 
wenn er von keinem der streitenden Teile angerufen wird. 
Es ist demnach ausgeschlossen, dass der Bundesrat von Amts 
wegen oder sogar gegen den Willen beider Streitteile ein- 
greift. Von Amts wegen würde allerdings der Bundesrat zum 
Einschreiten befugt sein und einschreiten müssen, wenn der 
Zwist die Nichterfüllung verfassungsmässiger Bundespflichten 
veranlasst (gemäss Art. 19 d. EV.). Davon abgesehen ist also 
die Zuständigkeit des Bundesrats nur eine subsidiäre. In 
diesem Sinne bemerkt Laband: ^) „Der Art. 76 will nicht dem 
Bundesrate eine ausschliessende richterliche Kompetenz bei 
Streitigkeiten unter den deutschen Staaten beilegen, sondern 
er will nur ein Mittel gewähren, den Landfrieden für alle 
Fälle aufrecht halten zu können." Demzufolge steht es den 
streitenden Bundesstaaten frei, einen anderen zulässigen Weg 
der Erledigung ihres Zwistes zu wählen. Eine Beendigung 
der Streitigkeit ohne Anrufen des Bundesrats und ohne die 
Möglichkeit völkerrechtlichen Zwanges kann aber nur erfolgen 
durch Verzicht auf die Verfolgung des streitigen Anspruchs, 
durch gütliche Beilegung oder endlich durch eine vereinbarte 
schiedsrichterliche Instanz. 

Das Eecht der Einzelstaaten, für Streitigkeiten unterein- 
ander ein Schiedsgericht zu bestellen, ist durch die Verfassung 
in keiner Weise beschränkt. Es wird daher durch ein Kom- 
promiss für beide Parteien die vertragsmässige Pflicht be- 
gründet, dass vor diesem Schiedsgerichte Eecht genommen 
werde. Und zwar ist es hierbei gleichgültig, „ob das Kom- 
promiss sich auf ein bestimmtes Eechtsverhältnis und die aus 
demselben entspringenden Eechtsstreitigkeiten oder ob es all- 
gemein sich auf alle oder auf gewisse Gattungen der Eechts- 
streitigkeiten unter den kompromittierenden Parteien bezieht, 
ob dasselbe neuen Datums ist oder ob es unter die durch die 
Wiener Schlussakte ausdrücklich aufrecht erhaltenen „früheren 
Famüien- und Vertragsausträge" fällt".^) Wie wird sich aber 
der Bundesrat zu stellen haben, wenn entgegen dem Schieds- 
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vertrage der eine Teil ihn anruft? Soll er sich hier im Hin- 
blick auf das Kompromiss für unzuständig erklären? Dies 
ist nicht anzunehmen. Das Anrufen des einen Streitteiles 
verletzt zwar die Vertragspflicht gegenüber dem anderen 
Bundesstaat, dem formalen Erfordernis für die Zuständigkeit 
des Bundesrats wird aber dadurch genügt. Will eben der 
eine Einzelstaat dem Schiedsgericht sich nicht unterwerfen — 
dies zeigt er durch das Anrufen des Bundesrats — und ebenso, 
stösst die Vollstreckung des Schiedsspruches auf Widerstand, 
so sind hier Fälle gegeben, wo der Bundesrat als oberster 
Friedensbewahrer sich seiner verfassungsmässigen Mittel zu 
diesem Zwecke bedienen muss. Immerhin wird er den an- 
rufenden Bundesstaat auf den durch sein Verhalten invol- 
vierten Vertragsbruch hinzuweisen haben. — Übrigens sind 
die deutschen Einzelstaaten in der Wahl eines Schiedsrichters 
nicht unbeschränkt. „Auf Grund der völkerrechtlichen Stellung 
der Einzelstaaten im Eeich muss jedes Kompromiss auf eine 
auswärtige Macht, ja selbst die Annahme der Vermittelung 
einer solchen als ausgeschlossen gelten."^) Aus demselben 
Gesichtspunkt ist den deutschen Einzelstaaten auch die Be- 
nutzung der Errungenschaften der Haager Konferenz versagt. 
Insbesondere kann also zwischen deutschen Bundesstaaten ein 
Kompromiss auf die „Cour permanente d'arbitrage" nicht ge- 
schlossen werden. 

Die Anrufung des Bundesrats seitens eines Streitteiles ist 
eine freiwillige, da, wie oben erwähnt, keine Art des Austrags 
der Streitigkeit mit Ausschluss der völkerrechtlichen Zwangs- 
mittel den streitenden Staaten versagt ist. Im Gegensatz zur 
Eeichs Verfassung statuierte Art. 11 der Bundesakte für die 
Streitenden die verfassungsmässige Pflicht, mangels gütlicher 
Einigung die Bundesversammlung sofort anzurufen. Nach der 
Eeichsverfassung dagegen kann man von einer „unbedingten 
Pflicht" der Einzelstaaten zum Anrufen des Bundesrates nicht 
sprechen, da die Parteien sich jeden beliebigen Schiedsrichter 
oder Vermittler bestellen können. Dem widerspricht auch 
Hänel nicht, ^) wenn er sagt,^) dass es „eine unbedingte Pflicht 



1) Hänel a. a. 0. S. 577 Anm. 7. 

«) Wie Pereis annimmt a. a. 0. S. 38. ^) a. a. 0. S. 577. 
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der Einzelstaaten sei, alle und jede Staatenstreitigkeit nur in 
den Wegen Rechtens auszutragen, welche im Art. 76 Abs. 1 
RV. angeordnet oder zugelassen sind". Zugelassen sind eben 
gütliche Vereinbarung und Kompromiss. Hänel will mit diesem 
Satze nur darthun, dass „jede Art der Eigenmacht, der Selbst- 
hilfe unter den Einzelstaaten ausgeschlossen, weil Verletzung 
der durch Art. 76 Abs. 1 R.V. begründeten Bundespflicht, sei". 
Dies zu beweisen, braucht man allerdings nicht auf Art. 76 
Abs. 1 Bezug zu nehmen, da im Bundesstaat der Austrag 
zwischenstaatlicher Streitigkeiten durch Zwangsmassregeln des 
internationalen Verkehrs juristisch unmöglich ist. 

Hat einer der streitenden Bundesstaaten den Bundesrat 
angerufen, so besteht nun für seinen Streitgegner die aus dem 
Sinne von Art. 76 Abs. 1 sich ergebende verfassungsmässige 
Pflicht, ihm vor dies Forum zu folgen. Eventuell müsste hier 
die Exekution gemäss Art. 19 stattfinden. 



2. Verwirklichung der schiedsrichterlichen Thätigkeit. 
§ 5. Die Pflicht der Erledigung. 

Ist der Bundesrat in einer Streitigkeit von einem Bundes- 
staat angerufen worden, so ergibt sich als seine erste Auf- 
gabe, festzustellen, ob die Voraussetzungen gegeben sind, die 
Art. 76 Abs. 1 R.V. für seine Thätigkeit als Schiedsrichter 
aufstellt. Der Bundesrat hat also wie jedes Organ der Eecht- 
sprechung seine Zuständigkeit zu prüfen. Das Ergebnis der 
Kompetenzprüfung kann ein verschiedenes sein: 

1. Der Bundesrat findet, dass seine Zuständigkeit über- 
haupt nicht oder wenigstens einstweilen nicht begründet ist. 
Also er stellt zum Beispiel fest, dass nicht verschiedene Bundes- 
staaten miteinander streiten, weil ein Bundesfürst einen Thron- 
folgeanspruch geltend macht. Oder er findet, dass „zur Zeit" 
kein hinreichender Anlass zur Erledigung gegeben sei, weil 
etwa die Prätendenten um die Succession auf einen noch nicht 
erledigten Fürstenstuhl streiten. In solchen Fällen wird der 
Bundesrat den Antrag auf Erledigung wegen mangelnder Zu- 
ständigkeit abweisen und nur solche Massregeln zu ergreifen 
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haben, die zur Verhütung der Streitigkeit im Interesse des 
inneren Friedens im Reiche geboten sind. 

2. Oder aber der Bundesrat kommt zu dem Ergebnis, 
dass alle Voraussetzungen der Anwendbarkeit des Art. 76 
Abs. 1 zutreffen. Daraus ergibt sich nun für ihn die ver- 
fassungsmässige Pflicht, die Streitigkeit zu „erledigen". 
Hier wäre eine Initiative des Reichstages zulässig, aber „ledigr 
lieh im Sinne einer Aufforderung an den Bundesrat, seinen 
verfassungsmässigen Pflichten nach Massgabe des Art. 76 zu 
genügen".^) 

§ 6. BegriflF und Arten der Erledigung. 

In welcher Weise der Bundesrat der ihm durch die Ver- 
fassung auferlegten Pflicht nachkommen soll, ist aus dem 
Wortlaut des Art. 76 nicht zu entnehmen. Eine Ergänzung 
der Reichsverfassung aber aus den im Rechte des früheren 
Deutschen Bundes enthaltenen Vorschriften über das Aus- 
trägalverfahren ist nicht möglich; mit dem Wegfall des 
Deutschen Bundes ist auch der Anwendung des Bundesrechts 
der Boden entzogen. Daraus ergibt sich die Lückenhaftigkeit 
des Art. 76 Abs. 1 der Verfassung, ^j 

Der Bundesrat soll die Streitigkeit „erledigen". Es ist 
klar, dass der Gesetzgeber mit der Wahl dieses unbestimmten 
Ausdrucks im Gegensatz zu dem im nämlichen Satze ge- 
brauchten Worte „entscheiden" einen bestimmten Zweck im 
Auge gehabt hat. Der Begriff „erledigen" erscheint aber 
gegenüber dem Begriff' „entscheiden" als der umfassendere; 
es soll also zweifellos damit zum Ausdruck gebracht werden, 
dass der Bundesrat die Streitigkeit nicht nur „entscheiden" 
d. h. selbst Jurisdiktionen thätig werden kann, sondern dass 
er auch andere Mittel wählen darf, dui^ch welche die Streitig- 
keit „erledigt", zu Ende gebracht wird. 

Demgemäss hat die Reichsverfassung den Bundesrat be- 
züglich der Wahl der Mittel zur Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen Bundesstaaten nicht beschränkt. 

Der Bundesrat wird also zunächst und vorzüglich seine 
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Vermittlung zu dem Ziele eintreten lassen, dass die Streit- 
teile sich gütlich auseinandersetzen. Durch eine solche Lösung 
wird dem innerstaatlichen Frieden fraglos am besten gedient. 
Zu einer vermittelnden Thätigkeit ist der Bundesrat auch 
ohne allen Zweifel die geeignete Instanz. Denn er bildet das 
natürliche Kommunikationsorgan zwischen den Einzelstaaten. 
„Die deutschen Eegierungen müssen untereinander in fort- 
währendem Meinungsaustausche stehen; . . . Nur dadurch 
kann es verhütet werden, . . ., dass Meinungsdifferenzen zu 
Konflikten ausarten."^) Und Martitz^) sagt: „Der Bundesrat 
wird sehr passend mit Sühneversuchen zu betrauen sein." 
Das Vergleichsverfahren ist zum Beispiel zur Anwendung ge- 
kommen im Streit zwischen Preussen und Mecklenburg-Strelitz, 
betreffend Stauung des Dochower Sees, 1884. Hier schlug 
der Bundesrat in erster Linie Grundzüge für einen Vergleich 
vor, der 1887 zu stände kam. 

Der Bundesrat kann ferner auch, wenn er einen Vergleich 
in der Sache selbst nicht zuwege bringt, durch seine Ver- 
mittelung auf ein Kompromiss hinwirken. 

Ist eine gütliche Verständigung der Parteien aber nicht 
zu erzielen, so kann endlich der Bundesrat die Entscheidung 
der Streitigkeit an eine geeignete Instanz als Austrägalinstanz 
delegieren. Als solche kommen vor allem in Betracht die 
höchsten Gerichte des Eeiches oder auch eines Einzelstaates 
und die Juristenfakultäten. Doch kann der Bundesrat natür- 
lich ebenso die Bildung einer besonderen Austrägalinstanz ad 
hoc beschliessen. Diese Art der Erledigung einer Streitigkeit 
entspricht dem Verfahren des Deutschen Bundes. Von ihr ist 
in fast allen Fällen Gebrauch gemacht worden, in denen Art. 76 
Abs. 1 der R.V. bisher zur Anwendung gelangt ist. So bei- 
spielsweise:^) Im Streite zwischen Preussen und Sachsen wegen 
der Berlin-Dresdener Eisenbahn 1877; zwischen Preussen und 
Hamburg wegen der Landeshoheit über die „Hohe Rade" 1880; 
^zwischen Preussen und Sachsen- Weimar und Koburg-Gotha 
wegen Besteuerung der thüringischen Eisenbahn 1878; 



^) Laband, Staatsrecht a. a. 0. S. 219. 
«) a. a. 0. S. 36. 

^ von Seydel, Kommentar S. 406 und 407. 
Sx>stocker Stadien. I. 2. Heft. B 
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zwischen Lübeck und beiden Mecklenburg bezüglich der Landes- 
grenzen 1887. 

Über die Wirkung des Schiedsspruches herrscht Streit. 
Laband^) vertritt die Auffassung, dass der Bundesrat, auch 
wenn er eine Austrägalinstanz mit der Fällung des Urteils 
betraut, doch selbst die eigentliche Instanz bildet. „Das 
Kollegium, welchem er die Entscheidung der Streitfrage auf- 
trägt, hat keine eigene Kompetenz, sondern erstattet nur ein 
sachverständiges Gutachten, welches nur dadurch bindende 
Kraft und rechtliche Bedeutung erlangt, dass es der Bundes- 
rat bestätigt." Demgegenüber betont von Seydel,^) dem sich 
Hänel, Zorn und von Schulze anschliessen : „Die vom Schieds- 
richter im Auftrage des Bundesrats gefällte Entscheidung ist 
Entscheidung des Bundesrats, d. h. der Verbündeten. Der 
Bundesrat ist verfassungsmässig unbeschränkt in der Frage, 
durch wen er die Entscheidung will treffen lassen, er ist in- 
sofern beschränkt, als er die Entscheidung nicht selbst treffen 
kann. Es wird auf seinen Namen, aber nicht durch ihn ent- 
schieden. Der Ausspruch des bestellten Schiedsrichters ist 
kein Eechtsgutachten, sondern ein Urteil." Die Kontroverse 
dreht sich also um die Frage, ob ein Spruch der Austrägal- 
instanz zu seiner Bechtsgültigkeit noch der Bestätigung durch 
den Bundesrat bedürfe oder nicht. Der letzteren von von Seydel 
verfochtenen Auffassung ist beizutreten. 

Das Austrägalgericht entnimmt seine Kompetenz dem 
Willen und Auftrage des Bundesrats. In dem Beschlüsse, 
durch welchen der Bundesrat die Entscheidung einer Streitig- 
keit dem Austrägalgerichte überweist, liegt einerseits der 
Verzicht darauf, durch eigenen Spruch die verfassungsmässige 
Pflicht zu erfüllen und anderseits der Wille, dass an seiner 
Stelle und in seinem Namen das Gericht entscheide. Gewiss 
kann der Bundesrat die Kompetenz des Schiedsgerichtes durch 
den Inhalt des Beschlusses beschränken, also dahin, dass zum 
Beispiel das Gericht nur einzelne Streitpunkte untersuchen 
und entscheiden soll, während der Bundesrat sich vorbehält, 
die Gesamtentscheidung selbst zu treffen, oder auch dahin. 



^) Staatsrecht a. a. 0. S. 236. 

*) Jahrbuch u. s. w. S. 289, Kommentar S. 406. 
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dass das Urteil des Gerichts über den ganzen Streitfall für 
ihn nur als sachverständiges Gutachten gelten solle und da- 
her zur Eechtswirksamkeit noch seiner Bestätigung bedürfe. 
Enthält der Beschluss eine solche Beschränkung aber nicht, 
so liegt darin die Anerkennung, dass die Entscheidung des 
Gerichts ipso jure als Entscheidung des Bundesrats zu gelten 
habe, dass sie ohne weiteres mit bindender Kraft und recht- 
licher Wirkung ausgestattet sei. In der That hat sich auch 
der Bundesrat niemals eine Bestätigung des durch die Aus- 
trägalinstanz gefällten Urteils vorbehalten oder es ohne solchen 
Vorbehalt bestätigt. Dies geht beispielsweise hervor aus dem 
Verfahren, welches der Bundesrat im Jahre 1877 bei dem 
Streit zwischen Preussen und Sachsen wegen der Berlin- 
Dresdener Eisenbahn beobachtet hat. Hier beschloss nämlich 
der Bundesrat, die Erledigung des Streites dadurch herbei- 
zuführen, dass das Oberappellationsgericht Lübeck ersucht 
wurde, einen Schiedsspruch zu fällen, und dass beide Ee- 
gierungen für verpflichtet zu erklären seien, sich diesem 
Schiedssprüche zu unterwerfen. Die Entscheidung wurde vom 
Bundesrate lediglich zur Kenntnis genommen, nicht durch 
Beschluss bestätigt. Die Stelle in dem erwähnten Bundes- 
ratsbeschlusse „und dass die Parteien für verpflichtet zu er- 
klären seien, sich diesem Schiedssprüche zu unterwerfen" lässt 
sich zu einer Folgerung gegen von Seydels Ansicht nicht ver- 
werten. Es handelt sich hier nur um die Formel des Be- 
schlusses, die feststellt, dass die Erledigung der Streitigkeit 
erfolgt durch Spruch des Gerichts und Unterwerfung der Par- 
teien unter diesen. Die Formel gedenkt auch der selbstver- 
ständlich erscheinenden Unterwerfungspflicht der streitenden 
Bundesstaaten. Es spricht eher gegen die andere Ansicht, 
wenn sich der Bundesrat bei jedem Streitfalle in der Beschluss- 
formel seines angeblichen Rechts der Bestätigung des Spruches 
im voraus ausdrücklich begibt. — Auch für das Austrägal- 
verfahren des Deutschen Bundes war die ipso-jure- Wirkung 
des austrägalgerichtlichen Erkenntnisses feststehend. Es war 
hier bestimmt, dass, Avenn das Schiedsgericht bezeichnet war, 
diesem die Leitung des Prozesses und die Entscheidung des 
Streites uneingeschränkt und ohne alle weitere Einwirkung 
der Bundesversammlung zustehen sollte. „Das Erkenntnis 
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selbst durfte in keinem Falle der Gegenstand einer Beratung 
und eines Beschlusses der Bundesversammlung werden." ^) — 
Die praktischen Konsequenzen der von Seydelschen Ansicht 
sind übrigens die erwünschteren. Wenn, wie Laband annimmt, 
der Bundesrat den Spruch des Austrägalgerichts stets zu be- 
stätigen hat und demgemäss auch befugt ist, ihn nicht zu 
bestätigen und anders in der Sache zu entscheiden, so wird der 
Wert der Austrägalinstanz, des rechtlich geordneten Ver- 
fahrens vor einer Gerichtsbehörde, sehr leicht illusorisch. 
Denn das verschiedene Stimmgewicht der Parteien bei der 
Fassung des Bestätigungsbeschlusses kann es dem politisch 
mächtigeren Streitteile ermöglichen, einem fiir ihn ungünstigen 
Erkenntnisse des Gerichts die Bestätigung zu versagen. 

Der Bundesrat kann also eine Streitigkeit erledigen durch 
Vermittlung oder durch eine Austrägalinstanz. Die Verfassung 
schliesst aber auch die Berechtigung des Bundesrats nicht 
aus, durch eigenen Spruch den Zwist zu entscheiden und 
räumt ihm damit eine unmittelbare richterliche Gewalt ein. 
Hierin liegt ein schwerwiegender Unterschied von den ent- 
sprechenden Bestimmungen der deutschen Bundesverfassung. 
Dort war es ein Recht der streitenden Parteien, zu verlangen, 
dass ihr Zwist in rechtlichem Verfahren vor einer Austrägal- 
instanz ausgetragen werde; nach der Reichsverfassung da- 
gegen steht es völlig im Ermessen des Bundesrats, ob er von 
diesem Wege der Erledigung Gebrauch machen oder ob er 
selbst durch Beschluss entscheiden will. Wenn auch der 
Bundesrat von der letzteren Befugnis bisher noch keinen Ge- 
brauch gemacht hat, so ist doch als sicher anzunehmen, dass 
ihm ein Recht eigener Entscheidung nach der Reichsverfassung 
wirklich zusteht. Diese herrschende Ansicht ist bestritten 
worden von von Seydel, Arndt und von Rönne. Zunächst ist 
festzustellen, dass der Wortlaut der Verfassung in Art. 76 
Abs. 1 dem Bundesrate völlige Freiheit lässt, wie er eine 
Streitigkeit zum Austrag bringen will; ein Verbot des Ver- 
fahrens durch eigene Beschlussfassung ist hier aus keinem 
Worte zu entnehmen. Aber die Gegner machen hiergegen 
geltend: 2) „Die erste durch den Wortlaut zugelassene Alter- 

1) Zöpfl a. a. 0. S. 438. 

") von Seydel, Jahrbuch u. s. w. S. 17. 
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native wird durch die Entstehungsgeschichte der Bestimmung 
ausgeschlossen." und zwar beruft sich von Seydel, mit ihm Arndt 
und von Eönne, vor allem auf die Erklärung des preussischen 
Bundeskommissars von Savigny im verfassungberatenden 
Reichstage von 1867 und ferner auf die Äusserungen der Be- 
vollmächtigten Hessens und Hamburgs im Schlussprotokoll zu 
den Beratungen über die norddeutsche Verfassung. — von 
Savigny führte aus: 

„unter dem Worte „erledigt" ist nur im allgemeinen an- 
gedeutet worden, dass der Bundesrat seinerseits bestrebt sein 
wird, falls es ihm nicht gelingt, innerhalb seines Schosses — 
ich möchte sagen im Familienrate — eine solche Angelegen- 
heit zu befriedigender Lösung zu bringen, diejenigen Rechts- 
wege selbst zu bezeichnen, auf denen die Sache zum Austrag 
kommen kann. Vorzugsweise ist dabei auch der Fall der 
Verweisung auf Austrägalinstanz vorausgesehen. Das ver- 
stehen wir unter dem Worte „erledigt"." Aus dieser Erklärung 
folgert von Seydel: „Sie schliesse offenbar den Gedanken an 
eine eigene Entscheidung durch den Bundesrat ganz aus; 
denn sollte dem letzteren dies Recht zugeschiieben werden 
so wäre nicht abzusehen, wie er in die Unmöglichkeit versetzt 
sein sollte, eine solche Angelegenheit „zu befriedigender 
Lösung zu bringen. Seine Entscheidung würde sie ja lösen". 
Dieser von von Seydel gezogene Schluss erscheint aber un- 
zutreffend; Wortlaut und Sinn der Äusserung gestattet viel- 
mehr die Folgerung, dass eine Entscheidung der Streitigkeiten 
durch Beschluss des Bundesrats zugelassen sein soll. Zunächst 
der Wortlaut: Es soll dem Bundesrat die Befugnis zustehen, 
„diejenigen Rechtswege zu bezeichnen, auf denen die Sache 
zum Austrag kommen kann". „Vorzugsweise" ist dabei „auch" 
der Fall einer Verweisung auf Austrägalinstanz vorausge- 
sehen." Wenn also der Bundesrat nach seinem Ermessen die 
Rechtswege bezeichnen darf, warum soll er sich nicht auch 
selbst für zuständig erklären dürfen? Ausschlaggebend ist 
aber die Wendung „vorzugsweise auch". Nach dem Sprach- 
gebrauch soll damit nur eine von verschiedenen Möglichkeiten 
des Verfahrens hervorgehoben werden, unter welchen der 
Bundesrat die Wahl haben wird, von denen aber der ge- 
nannten Möglichkeit besonders gedacht werden soll. Der Aus- 
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druck „vorzugsweise . . . auch" schliesst die Zulässigkeit eines 
abweichenden Verfahrens durch den Bundesrat nicht aus, 
sondern vielmehr ein. Ganz zwanglos lässt sich auch die 
weitere Äusserung von Savignys in diesem Sinne auslegen, 
„falls es ihm nicht gelingt, innerhalb seines Schosses . . . eine 
solche Angelegenheit zu befriedigender Lösung zu bringen". 
Unter der „befriedigenden" Lösung, an welche der Bundes- 
kommissar dachte, kann nur eine durch Vermittlung des 
Bundesrats zu stände gebrachte gütliche Vereinbarung oder ein 
auf diese Weise erzieltes Kompromiss verstanden werden. Nur 
bei solch freiwilliger Einigung der streitenden Parteien kann 
man von einer im Interesse des innerstaatlichen Friedens er- 
wünschten, einer „befriedigenden" Lösung sprechen. Ist es 
dem Bundesrat aber unmöglich, eine gütliche Vereinbarung 
herbeizuführen und wird er nun in die Lage versetzt, durch 
Beschluss den Streit zu erledigen, so wäre damit gewiss — 
worauf sich von Seydel stützen w^ill — eine Lösung des Kon- 
fliktes erzielt; aber diese Lösung kann doch nicht dem Bundes- 
kommissar als eine „befriedigende" vorgeschwebt haben; dazu 
würde der Vergleich der Thätigkeit des Bundesrats mit der 
eines „Familienrates" schlecht passen. Denn hier wäre es der 
harte Zwang der ünterwerfungspflicht, welcher die Lösung 
herbeiführt, die Pflicht zur Beobachtung verfassungsmässiger 
Bundespflichten, welcher äussersten Falles die Bundesexekution 
gemäss Art. 19 E.V. Nachdruck verleihen kann. 

Dem Vorstehenden zufolge heben also die Erklärungen 
von Savignys die Möglichkeit einer Überweisung der Ent- 
scheidung an eine Austrägalinstanz hervor, lassen aber dem 
Bundesrate jeden anderen Weg der Erledigung offen, also 
auch den durch eigenen Beschluss. — Ferner stützen sich die 
öegner auf die Äusserungen der Bevollmächtigten Hessens 
und Hamburgs im Schlussprotokoll zu den Beratungen über 
die norddeutsche Bundesverfassung vom 7. Februar 1867. Der 
hessische Bevollmächtigte erklärte: 

„Zu Art. 68 des Entwurfs (entspricht Art. 76 der R.V.) 
geht die grossherzogliche Regierung von der Ansicht aus, dass 
bei solchen Streitigkeiten unter Bundesgliedem, welche zwar 
nicht zur Kompetenz der ordentlichen Gerichte gehören, bei 
welchen es aber gleichwohl auf die Entscheidung streitiger 
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Rechtsfragen oder die Beweisführung über bestrittene That- 
sachen ankomme, diese Entscheidung nicht durch den Bundes- 
rat selbst, sondern durch eine zu diesem Zweck anzuordnende 
Austrägalinstanz erfolgen werde und dass diese Art der Er- 
ledigung von Streitigkeiten unter Bundesgliedem durch die 
vorliegende Fassung des Art 68 nicht ausgeschlossen sei." — 
Und der Bevollmächtigte Hamburgs äusserte: 

„Zu Art. 68 (des Entwurfs) darf vorausgesetzt werden, 
dass, wenn Streitigkeiten zwischen Bundesstaaten an den 
Bundesrat gelangen, dieser dieselben, falls eine Ausgleichung 
nicht gelingen sollte, an ein Austrägalgericht verweisen werde, 
und dass die streitenden Teile bei den desfallsigen Beschlüssen 
des Bundesrats auf ihre Stimme verzichten werden." 

Diese Erklärungen, übrigens ganz ebenso die des preussi- 
schen Bundeskommissars, können für eine wissenschaftliche 
Folgerung nur in Betracht kommen, wenn man ihnen die 
Kraft authentischer Interpretation der Verfassuugsbestimmung^) 
beilegen will. In diesem Sinne äussert sich auch von Seydel: 
„Da diese Erklärungen im Reichstage nirgends Widerspruch 
erfahren haben, können sie den Wert einer authentischen 
Auslegung beanspruchen." Dem ist aber zu entgegnen, dass die 
in Frage stehenden Äusserungen nicht solche des Gesetzgebers 
sind, sondern solche von Regierungsbevollmächtigten, aus 
deren Erklärungen nur zu entnehmen ist, dass die damalige 
hessische oder hamburgische Regierung so oder so über eine 
Frage dachte. Auch die Thatsache, dass solche Äusserungen 
unwidersprochen bleiben, genügt nicht, ihnen den Wert 
authentischer Interpretation zuzuschreiben, da dies Unwider- 
sprochenbleiben auf allerhand Umständen, insbesondere darauf 
beruhen kann, dass die fraglichen Erklärungen nicht genügend 
beachtet oder neben Wichtigerem wieder vergessen wurden. 
Die Erklärungen der Bevollmächtigten Hessens und Hamburgs 
zumal haben zwar später dem Reichstag vorgelegen, sind aber 
gar nicht in einer Reichstagssitzung abg^eben worden und 
konnten daher dort nicht sogleich Widerspruch erfahren; bei 
ihrer Abgabe selbst aber zum Schlussprotokoll innerhalb der 

*) Die authentische Interpretation selbst, der Verfassung wie jedes 
Beichsgesetzes, kann nur durch den Gesetzgeber, also durch Reichsgesetz 
erfolgen. 
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verbündeten Eegierungen blieben sie ihrer Natur nach un- 
widersprochen, da nämlich in diesem Protokolle nur einseitige 
Erklärungen verschiedener Eegierungen niedergelegt wurden. 
— Auf die Äusserung von Savignys ist übrigens eine Er- 
läuterung erfolgt, aus der hervorgeht, dass Mitglieder der ge- 
setzgebenden Versammlung einen Zwang für den Bundesrat, 
die Streitigkeiten durch Austrägalgerichte zu erledigen, aus 
dem Inhalte der Verfassungsvorschrift nicht entnommen haben. 
Dies ergibt sich aus einer Stelle in der Eede des Abgeord- 
neten Zachariae in der 31. Sitzung des konstituierenden Eeichs- 
tags vom 9. April 1867:^) „Nun hat zwar der Herr Bundes- 
kommissarius geäussert, dass durch die Bestimmung des 
Art. 70 im ersten Alinea diese Erledigung im Bundesausträgal- 
wege nicht ausgeschlossen sei. Indessen der Unterschied be- 
steht doch darin, dass es hier lediglich in das Ermessen des 
Bundesrats gestellt ist, ob er einen solchen Eechtsweg herbei- 
führen will, während es nach unserer alten Bundesverfassung 
ein Eecht der einzelnen Parteien war, eine solche Erledigung 
zu fordern; und das ist meines Erachtens ein sehr schwer- 
wiegender unterschied." — Die Auffassung des Abgeordneten 
Zachariae ist doch unzweifelhaft die, dass die Verfassung dem 
Bundesrat die freie Wahl lässt zwischen Erledigung durch Aus- 
trägalgericht und Erledigung durch eigenen Spruch. Die Mög- 
lichkeit einer vermittelnden Thätigkeit des Bundesrats zwecks 
gütlicher Erledigung des Streites ist ja so selbstverständ- 
lich und so sehr im Interesse des Eeiches wie der streitenden 
Parteien gelegen, dass insofern gar keine Bedenken vorhanden 
waren, welche den Abgeordneten Zachariae veranlassen 
konnten, die freie Wahl des Bundesrats zwischen Austrägal- 
gericht und einer anderen Erledigungsart zu bemängeln. 
Diese Ansicht eines Mitgliedes der gesetzgebenden Versamm- 
lung — aus deren Inhalt unzweifelhaft hervorgeht, dass die 
Verfassungsbestimmung den Bundesrat thatsächlich berech- 
tigt, durch eigenen Spruch eine Streitigkeit zu erledigen — 
hat keine Berichtigung gefunden. Es ist ihr zwar trotzdem 
keine authentische Interpretationskraft beizulegen; aber die 
Folgerung von Seydels, dass die obigen Erklärungen der 



1) Bezold a. a. 0. H, S. 698. 

/Google 



Digitized by ^ 



— 41 - 

Regierungskommissare den Willen des Gesetzgebers wieder- 
spiegelten und daher die Kraft authentischer Interpretation 
der Verfassungsvorschiift zu beanspruchen hätten, ist dem- 
gegenüber unhaltbar. Noch aus einer anderen Thatsache er- 
gibt sich, welcher Wert den genannten Äusserungen der 
EegierungsbevoUmächtigten beizulegen ist. Die Erklärung 
des hamburgischen Kommissars enthält an letzter Stelle den 

Satz : „ und dass die streitenden Teile bei den desfallsigen 

Beschlüssen auf ihre Stimmen verzichten werden." Will man 
den bezeichneten Erklärungen die Kraft authentischer Aus- 
legung beimessen, dann doch wohl auch dieser letzten Äusse- 
rung, welche also dem Bundesrate in allen Streitfällen als 
Richtschnur hätte dienen müssen. Nun ist aber in den ver- 
schiedenen Fällen, in welchen der Bundesrat bisher die Ver- 
weisung der Entscheidung an ein Schiedsgericht durch Be- 
schluss angeordnet hat, von einem Verzicht der streitenden 
Teile auf ihre Stimmen nicht die Rede gewesen, obwohl „die 
Erklärungen nirgends Widerspruch erfahren haben". Hier- 
aus ergibt sich wohl klar, dass die Äusserungen auf Zu- 
billigung des Wertes authentischer Interpretation keinen An- 
spruch machen können, sondern eben nur einseitige, und zwar 
irrige Auffassungen der betreffenden Regierungen zum Aus- 
druck gebracht haben. — Zum Überfluss schliesst der Wort- 
laut der hessischen Erklärung die Möglichkeit der Erledigung 
von Staatenstreitigkeiten durch eigenen Beschluss des Bundes- 
rats keineswegs aus. Im Gegenteil ergibt die Wendung, „dass 
diese Art der Erledigung von Streitigkeiten (nämlich durch 
Austrägalinstanz) unter Bundesgliedern durch die vorliegende 
Fassung des Art. 68 „nicht ausgeschlossen" sei", dass die 
hessische Regierung sich bewusst ist, dass an erster Stelle 
der Bundesrat selbst zur Erledigung kompetent ist Die 
hessische Regierung wünscht mit dieser Erklärung durch ihren 
Bevolhnächtigten nur hervorgehoben zu ^vissen, dass die Ent- 
scheidung durch Austrägalinstanz neben anderen Erledigungs- 
arten zulässig sei und ihrem Wunsche bei Streitigkeiten, in 
denen es sich um reine Rechtsfragen und nicht um politische 
Interessen handelt, am meisten entspreche. 

Weiterhin hat man zur Begründung der Ansicht, welche 
die Entscheidung einer Streitigkeit durch den Bundesrat 
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selbst verwirft, geltend gemacht, dass in allen Fällen^ in 
denen der Bundesrat bisher auf Grund ß.V. Art. 76 Abs. 1 
in Thätigkeit getreten ist, eine unmittelbare Entscheidung 
durch Spruch des Bundesrats weder stattgefunden hat noch 
angeregt worden ist. Diese Thatsache liefert den Beweis, 
dass sich in all diesen Fällen sowohl der Bundesrat wie die 
streitenden Parteien über die schweren rechtspolitischen Be- 
denken, welche einer Rechtsprechung durch den Bundesrat 
selbst entgegenstehen, klar gewesen sind; für eine aus juris- 
tischen Gründen zu folgernde Unmöglichkeit eines solchen 
Vorgehens wird aber durch diese Thatsache nichts bewiesen. 
Denn von einem bereits bestehenden Gewohnheitsrechte kann 
noch nicht gesprochen werden; dem steht die Kürze der seit 
Inkrafttreten der Reichsverfassung verflossenen Zeit und die 
kleine Anzahl der vom Bundesrate bisher gemäss Art 76 
Abs. 1 R.V. erledigten Streitigkeiten entgegen. Immerhin 
kann man zugeben, dass ein solches Gewohnheitsrecht in der 
Bildung begriffen ist. Es mag noch gestattet sein, auf eine 
Bemerkung Arndts bezüglich der erörterten Streitfrage ein- 
zugehen. Arndt stellt in seinem Kommentar^) als Beweise 
für seine der von Seydelschen folgende Ansicht nebenein- 
ander: „Die Entstehungsgeschichte . . ., endlich die Erwägung, 
dass eine unmittelbare Entscheidung durch den Bundesrat 
in solchem Falle eine Probe darauf ist, wer bei der Abstim- 
mung mehr Stimmen auf seine Seite herüberziehen kann." 
Dem ist mit Pereis ^) zu entgegnen, „dass zur Begründung 
kein materielles Argument, sondern lediglich eine kritische 
Bemerkung beigebracht ist, femer, dass diese Bemerkung 
Arndts inhaltlich am letzten Ende jede Kollegialentscheidung 
trifft und verwirft — eine Konsequenz, die gewiss nicht ge- 
zogen werden soll". 

Als Entscheidung der erörterten Streitfrage ist mithin 
festzustellen, dass der Bundesrat nach der Reichsverfassung 
berechtigt ist, eine Streitigkeit zwischen Bundesstaaten kraft 
unmittelbarer Jurisdiktionsgewalt durch Beschluss zu erledigen. 
Dieser Beschluss des Bundesrats ist ein Rechtsspruch; denn 
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er entscheidet über eine Frage des öffentlichen Rechts.^) 
Dieser Charakter kann dem Beschlüsse nicht abgesprochen 
werden, obwohl das im folgenden zu erörternde Verfahren, 
welches den Richterspruch hervorbringt, mit einem Rechts- 
verfahren wenig gemein hat. 

§ 7. Das Verfahren bei der Erledigung. 

Für das Verfahren, welches der Bundesrat als Vermittler 
zwischen den Parteien etwa einschlagen könnte, lassen sich 
bestimmte Grundsätze nicht aufstellen. Zu besprechen ist 
hier also nur das Verfahren, das zur Anwendung kommen 
kann bei der Erledigung durch Verweisung an eine Aus- 
trägalinstanz und durch eigenen Beschluss des Bundesrates. 
— Für die doch zweifellos erforderliche eingehende Vor- 
bereitung der etwa zu fassenden Beschlüsse durch Beweis- 
erhebungen u. s. w. haben weder Gesetz noch Praxis irgend- 
welche Regeln aufgestellt. Doch bietet die Geschäftsordnung 
des Bundesrates einige Anhaltspunkte. So ist möglich die 
Überweisung der Vorberatung an einen der Ausschüsse, wohl 
meist an den Justizausschuss, der später über das Ergebnis 
der Ermittlungen Bericht zu erstatten hat. So lag zum 
Beispiel die Vorberatung über den preussischen Antrag vom 
18, Mai 1885 betreffs der Ansprüche des Herzogs von Cumberr 
land auf Braunschweig in den Händen des Justizausschusses. 
Nach der Vorprüfung der Sache erfolgt die Beratung im 
Plenum, die gemäss § 16 der revidierten Geschäftsordnung 
bei wichtigen Angelegenheiten, zu denen Staatenstreitigkeiten 
stets zu rechnen sein werden, über mehrere Sitzungen aus- 
gedehnt werden kann. Auf Grund der Beratung hat der 
Bundesrat Beschlüsse zu fassen, und zwar prozessleitende und 
entscheidende, so beispielsweise über seine Zuständigkeit, die 
Verweisung der Streitigkeit auf Austrägalinstanz, Bildung 
einer solchen und über die Erledigung durch eignen Richter- 
spruch. — Für alle die Fälle nun, in welchen eine Beschluss- 
fassnng des Bundesrats auf Grund Reichsverfassung Art. 76 
Abs. 1 in Frage kommen könnte, haben aber die Verfassung 
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oder besondere Gesetze Bestimmungen über das Verfahren 
nicht getroffen. Daraus ergibt sich, dass der regelmässige, 
von der Verfassung in Art. 7 Abs. 3 vorgeschriebene Weg 
zur Anwendung kommen muss. Danach bedarf es zum Zu- 
standekommen des Beschlusses der einfachen Stimmenmehrheit 
der anwesenden und instruierten Bundesratsbevollmächtigten ; 
bei Stimmengleichheit gibt die Präsidialstimme Preussen den 
Ausschlag. Die eigentümlichste Konsequenz der Anwendung 
des Verfahrens auf Grund Art. 7 Abs. 3 K.V. ist die, dass die 
Stimmen der streitenden Staaten mitgezählt werden müssen. 
Dieses Verfahren ist nach dem gegenwärtigen Rechtszustande 
das allein zulässige. Demgegenüber meint Laband:^) „Es 
steht aber nichts im Wege und würde sich aus praktischen 
Gründen wohl empfehlen, diejenigen Vorschriften (für das 
Verfahren) zur Anwendung zu bringen, welche zu Zeiten des 
deutschen Bundes für das Bundesausträgalverfahren bestanden 
haben." Dies ist aber schon mangels eines rechtlichen Zu- 
sammenhanges des deutschen Reiches mit dem deutschen Bunde 
und mangels eines ausdrücklichen Hinweises auf das vom deut- 
schen Bunde in derartigen Streitfällen beobachtete Verfahren 
nicht zuzugeben. Überdies : Der Bundesrat ist zwar in der Lage, 
durch Beschluss seine Geschäftsordnung zu ergänzen und umzu- 
ändern und kann hier auch auf Einrichtungen, wie sie zur 
Zeit des Deutschen Bundes für das Austrägalverfahren be- 
standen haben, zurückgreifen. Die Geschäftsordnung darf 
aber natürlich keinem Reichsgesetz, am wenigsten der Ver- 
fassung widersprechen. Ein verfassungsmässiges Recht der 
einzelnen Bundesstaaten ist aber ihr Stimmrecht bei jedem 
Beschluss des Bundesrats. Dieser ist daher bezüglich der 
wichtigsten Frage, der Abstimmung bei den nach Art. 76 
Abs. 1 in Frage kommenden Beschlüssen, nicht befugt, irgend- 
welche der Reichsverfassung widersprechende Anordnungen 
zu treffen und sich dabei auf das alte Bundesausträgalver- 
fahren zu berufen. Übrigens bietet letzteres hinsichtlich der 
Erledigung einer Streitigkeit durch eigenen Beschluss des 
Bundesrates keinerlei vorbildliche Einrichtungen. Den einzig 
möglichen Weg, ein geordnetes, der Natur eines Rechtsstreites 
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entsprechendes Verfahren für Streitigkeiten zwischen Bundes- 
staaten herzustellen, gibt die Eeichsgesetzgebung im Art. 78 
Abs. 1 der Verfassung, und zwar durch das Mittel eines ver- 
fassungändemden Gesetzes. So äussert sich auch Hänel:^) 
„Je weiter alle diese Ermächtigungen gezogen sind, je mehr 
alle näheren Vorschriften für das Verfahren und für die ent- 
scheidende Instanz fehlen, um so weniger kann es einem 
Zweifel unterliegen, dass durch Art. 78 Abs. 1 der E.V. für 
das Reich die Kompetenz begründet wird, im Wege der Ge- 
setzgebung diejenigen näheren Vorschriften zu treffen, welche 
erforderlich sein können, um die Erledigung, der Natur eines 
Rechtsstreites entsprechend, im Wege eines gesicherten Prozess- 
ganges und dui-ch eine fest geordnete Instanz herbeizuführen." 

§ 8. Die Wirkungen der Erledigung. 

Der Spruch, den der Bundesrat als Schiedsrichter zwischen 
deutschen Bundesstaaten fällt, entscheidet die Streitigkeit un- 
widerruflich und bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit nicht 
der Zustimmung eines anderen Reichsorgans. Ebenso ist das 
Urteil des bestellten Austrägalgerichts prinzipiell ohne weiteres 
rechtswirksam und verbindlich. Die streitenden Bundesstaaten 
haben sich dem entscheidenden Spruche unbedingt zu unter- 
werfen. Zu einer Geltendmachung von Einsprüchen, Rechts- 
mitteln, einem Rekurs, ist kein Raum. Nicht einmal die 
Wiederaufiiahme des Verfahrens ist gestattet, im Gegensatze 
zum Austrägalverfahren des deutschen Bundes, wo eine resti- 
tutio ex capite novorum innerhalb 4 Jahren nach Auffindung 
der nova beantragt werden konnte. — Weigert sich ein 
Bundesstaat, der gefällten Entscheidung nachzukommen, so ver- 
letzt er die verfassungsmässigen Bundespflichten und setzt sich 
äussersten Falles der Bundesexekution gemäss Art. 19 R.V. aus. 



III. § 9. Schiuss: Der Reichsstaatsgerichtshof. 

Die Einräumung richterlicher Befugnisse an den Bundes- 
rat durch Art. 76 Abs. 1 und andere Vorschriften der Reichs- 
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Verfassung ist schon von deren Bestehen an von vielen Seiten 
heftig angegriffen worden;^) namentlich aber hat in jüngster 
Zeit der Bundesratsbeschlnss vom 5. Januar 1899 in Sachen 
des lippeschen Thronfolgestreites Veranlassung gegeben, die 
Zweckmässigkeit der Einfuhrung eines Staatsgerichtshofes, 
dem die gesamte Jurisdiktionelle Thätigkeit des Bundesrats 
übertragen werden soll, aufs neue zu erörtern. Es handelt 
sich hier um eine rechtspolitische Frage, welche in der Ge- 
schichte der Einheitsbestrebungen des deutschen Volkes von 
hervorragender Bedeutung gewesen und bei der Beratung der 
grossen Verfassungswerke des vei-flossenen Jahrhunderts stets 
erörtert worden ist. Während die Volksvertretungen nach 
ihrer grossen Mehrheit den Staatsgerichtshof als „den not- 
wendigsten Schlussstein des deutschen Eechtsgebäudes" ver- 
langt haben, verhielten sich die Eegierungen der Einzelstaaten 
diesem Gedanken gegenüber meist ablehnend. So hatte nur 
die Eeichsverfassung von 1849 ein „Reichsgericht" vorgesehen, 
dem unter anderem die wichtigsten Kompetenzen auf dem Ge- 
biete der Rechtspflege, welche nach der neuen Reichsver- 
fassung der Bundesrat besitzt, zugewiesen waren. Auch im 
konstituierenden Reichstag von 1867 ist der Staatsgerichtshof 
von der Volksvertretung mit Entschiedenheit gefordert worden, 
an der wiederum ablehnenden Haltung der Regierungen aber 
sind die Wünsche des Parlaments gescheitert Den Stand- 
punkt der Regierungen charakterisierte der Bundeskommissar 
von Savigny dahin, „dass die meisten Staaten Bedenken ge- 
tragen haben, mit Rücksicht auf die ihnen teure Selbständig- 
keit und Souveränetät im voraus sich dieser zu begeben . . . 
Das heisst für Fragen, die nicht rein privatrechtlicher Natur 
sind, sondern recht eigentlich Fragen, die sich auf politischem 



^) So sagt von Martitz a. a. 0. S. 36 : „Die Entscheidung von Streitig- 
keiten gemäss Art. 76 Abs. 1 sei äusserst unbestimmt und unzureichend; 
unbestimmt, weil nur eine Erledigung eines Streites durch den Bundesrat 
verheissen sei, keineswegs eine auf Rechtsgründe gestützte Entscheidung. 
... In einer solchen Erledigung könne auch der beste völkerrechtliche 
oder staatsrechtliche E^chtstitel, den einer der Bundesstaaten habe, zu 
Falle gebracht werden. Alle wirklichen Streitfälle verlangten eine Ent- 
scheidung in rechtlichem Verfahren. Der Bundesrat habe keinenfalls die 
Qualifikation, ein richterliches Kollegium zu bilden." 
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Gebiet bewegen sollen, könnte man einem Staat wie Preussen 
ebensowenig wie seinen Mitverbündeten anempfehlen, sich a 
priori dem Urteil eines Kollegiums zu unterwerfen, das, wenn 
es auch aus noch so namhaften und bedeutenden Elementen 
zusammengesetzt sein sollte, jedenfalls denn doch vorzugs- 
weise bloss nach rein juristischen Grundsätzen und nach Mass- 
gabe rein juristischer Gesichtspunkte entscheiden würde." — 
Erkennt man auch an, dass mit der Entscheidung von Fi*agen, 
die in das politische Gebiet hinüberspielen, ein Gerichtshof 
nicht passend zu betrauen ist, so ist doch zu berücksichtigen, 
dass es sich bei der überwiegenden Mehrzahl der in Betracht 
kommenden Streitigkeiten nicht um politische, sondern um 
Eechtsfragen handelt, wenigstens der rechtliche Charakter der 
Streitigkeit gegenüber dem politischen ganz in dem Vorder- 
grund tritt. So wird man wohl nahezu allen den Streitig- 
keiten, welche der Bundesrat bisher erledigt hat, den Charakter 
reiner Eechtsstreitigkeiten beilegen müssen. Zur Entscheidung 
von Rechtsstreitigkeiten ist aber der Bundesrat in keiner 
Weise organisiert: Die Parteien richten mit und können mög- 
licherweise ein sehr ungleiches Stimmgewicht zu ihren Gunsten 
in die Wage werfen; es stimmen ferner die Mitglieder des 
Bundesrats auch bei ihren richterlichen Funktionen nach In- 
struktionen, nicht nach ihrer Überzeugung; endlich sind die 
Urheber des Rechtsspruches, soweit ein jeder seiner Instruktion 
gemäss gestimmt hat, niemandem verantwortlich. — Soweit 
nun Streitigkeiten politischer Natur vorliegen, ist der Bundes- 
rat die geeignete Instanz zur Entscheidung. Die notwendigen 
Garantien eines gerechten Urteilsspruches über Rechtsfragen 
zu bieten ist dagegen der Bundesrat nach seiner Organisation 
und wegen des gänzlichen Mangels eines rechtlich geordneten 
Verfahrens nicht im stände. Vielmehr ist zur Entscheidung 
von Rechtsstreitigkeiten ein Bundesgericht das allein geeignete 
Organ. Warum sollte auch ein Staatsgerichtshof für das 
Deutsche Reich weniger zweckmässig sein als für die Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika oder die Schweiz, deren 
Verfassungen beide ein Bundesgericht als Instanz zur Ent- 
scheidung zwischenstaatlicher Streitigkeiten vorgesehen haben ? 
Dass es sich in letzteren Bundesstaaten um Republiken, im 
Deutschen Reiche um fast ausschliesslich monarchische Staaten 
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handelt, begründet keinen Unterschied. — Indes gehen die 
Meinungen über den Wert des Staatsgerichtshofes immerhin 
sehr auseinander, und seine Einführung dürfte auch jetzt bei 
den meisten Eegierungen als eine Fortbildung der Reichs- 
verhältnisse in unitarischer Eichtung auf energischen Wider- 
stand stossen. Wohl eher erreichbar und nicht minder not- 
wendig wäre ein Reichsgesetz, durch welches, mag es sich 
um einen Streit über eine politische oder eine Rechtsfrage 
handeln, den Parteien das Recht entzogen wird, an den Be- 
schlussfassungen in der Streitsache teilzunehmen und hierbei 
ihr nach den politischen Machtverhältnissen abgestuftes Stimm- 
gewicht zur Geltung zu bringen. Dem Ausbau der Ver- 
fassungsvorschriften über die Erledigung von Streitigkeiten 
zwischen Bundesstaaten nach dieser Richtung hin wie über- 
haupt stehen um so weniger Bedenken entgegen, als Art. 76 
der Verfassung als definitive Regelung der Materie nicht zu 
betrachten ist: 

„Bei der Beratung über Art. 76 wurde auch von selten 
der Bundesregierung anerkannt, dass dabei die Absicht nicht 
vorgelegen habe, diese Materie zu erschöpfen oder zum Ab- 
schlüsse zu bringen, sondern vorläufig nur den Grundsatz zur 
Anerkennung zu bringen." ^) ^) 

1) von Rönne a. a. 0. S. 218. 

^) Vgl. die Erklärung des Bundeskommissars von Savigny im kon- 
stituierenden Reichstage bei Bezold a. a. 0. S. 582. 
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